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(UZDUWXQJHQ�DQ�GLH�]XN�QIWLJH�3ROLWLN�
 
�

Ä'LH�:�UGH�GHV�0HQVFKHQ� LVW�XQDQWDVWEDU��6LH�]X�DFKWHQ�XQG�]X�VFK�W]HQ�
LVW�9HUSIOLFKWXQJ�DOOHU�VWDDWOLFKHQ�*HZDOW���

Grundgesetz Art 1 (1) 
�

�
Ä'LH� 9HUHLQWHQ� 1DWLRQHQ� VHW]HQ� VLFK� IROJHQGH� =LHOH�� ������ ��� HLQH�
LQWHUQDWLRQDOH�=XVDPPHQDUEHLW�KHUEHL]XI�KUHQ��XP�LQWHUQDWLRQDOH�3UREOHPH�
ZLUWVFKDIWOLFKHU�� VR]LDOHU�XQG�NXOWXUHOOHU�$UW� ]X� O|VHQ�XQG�GLH�$FKWXQJ�YRU�
GHQ� 0HQVFKHQUHFKWHQ� XQG� *UXQGIUHLKHLWHQ� I�U� DOOH� RKQH� 8QWHUVFKLHG� GHU�
5DVVH��GHV�*HVFKOHFKWV��GHU�6SUDFKH�RGHU�GHU�5HOLJLRQ�]X� I|UGHUQ�XQG�]X�
IHVWLJHQ����

Charta Vereinte Nationen, Art 1. 
 
 
Politisches Handeln, die Gestaltung der Gesellschaft fordert Regierung, Parteien und 
Einzelpersonen eine besondere Verantwortung ab. Ein unabdingbarer und zentraler Maßstab 
bildet die Würde des Menschen, übersetzt in den verbindlichen Auftrag an den Staat, die 
Menschenrechte und ihre Unteilbarkeit zu respektieren, zu schützen und zu gewährleisten. Das 
FORUM MENSCHENRECHTE erwartet daher von der zukünftigen Bundesregierung, dass sie 
politische, rechtliche und strukturelle Voraussetzungen schafft und ausbaut, um diesem Auftrag 
gerecht zu werden. Menschenrechte müssen als Querschnittsaufgabe in allen Politik- und 
Gesellschaftsbereichen deutlich wahrnehmbar sein. Bislang berücksichtigt die Innen-, Außen-, 
Wirtschafts- und Entwicklungspolitik der Bundesrepublik Deutschland menschenrechtliche 
Belange nur ungenügend. Die zukünftige Bundesregierung muss sich verbindliche Ziele und zur 
Verwirklichung einen expliziten Auftrag geben. Wegmarken dazu bilden unseres Erachtens die 
nachfolgenden Empfehlungen und Forderungen. 
 

�
'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� UXIW� DOOH� 3DUWHLHQ� GD]X� DXI�� LQ� LKUHQ�
3URJUDPPHQ�GHQ�$XIWUDJ�]XU�9HUZLUNOLFKXQJ�GHU�0HQVFKHQUHFKWH�H[SOL]LW�]X�
YHUDQNHUQ�� NRQNUHWH� ,QLWLDWLYHQ� ]XU� 8PVHW]XQJ� ]X� EHQHQQHQ� XQG� LP� )DOOH�
HLQHU� 5HJLHUXQJVEHWHLOLJXQJ� GLHVH� LP� .RDOLWLRQVYHUWUDJ� IHVW]XVFKUHLEHQ�
VRZLH�]X�YHUZLUNOLFKHQ��

 
 
 
Im FORUM MENSCHENRECHTE haben sich 51 in der Menschenrechtsarbeit aktive 
Nichtregierungsorganisationen zusammengeschlossen (vgl. Anhang), um die deutsche 
Menschenrechtspolitik kritisch und konstruktiv zu begleiten. Seit 1994 setzen wir uns für einen 
umfassenden Schutz der universellen und unteilbaren Menschenrechte ein – weltweit und in 
Deutschland. Die Forderungen dieses Kataloges werden von den Mitgliedsorganisationen des 
FORUM MENSCHENRECHTE in den Grenzen ihres jeweiligen Aufgabengebiets, ihrer 
Zielsetzung, ihres Mandats und ihrer Grundüberzeugung getragen. 



FORUM MENSCHENRECHTE:  
Erwartungen an die zukünftige Politik  –   Zur Bundestagswahl 2009    
Seite 6 von 29 
 

FORUM MENSCHENRECHTE, Haus der Demokratie und Menschenrechte, Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin 
Tel. 030-42021771, kontakt@forum-menschenrechte.de 

 

 
)RUGHUXQJHQ�LQ�.XU]IRUP�
 
Unter 3XQNW��� (S. 11)�erhebt das FORUM MENSCHENRECHTE Forderungen, die auf den $XVEDX�GHU�
6WUXNWXUHQ�I�U�GHQ�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]�LQ�'HXWVFKODQG�zielen: 
 
1.1. Menschenrechte im Regierungshandeln verankern 

• Erstellung eines Nationalen Aktionsplans für alle Politikbereiche 
1.2. Menschenrechtsbeauftragte der Regierung stärken 

• das Amt eines/einer Menschenrechtsbeauftragten in jedem Bundesministerium 
• Koordination aller Menschenrechtsbeauftragten im Kanzleramt 

1.3. Beschwerdeinstanzen stärken 
• Stärkung und Ausbau außergerichtlicher Beschwerde- und Petitionswege 

1.4. Parlamentarische Kontrolle und Initiative stärken 
• Innen- und außenpolitische Fragen sollten gleichberechtigt und zielgruppenspezifisch behandelt 

werden 
• Federführung des Bundestagsausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe bei der 

Beratung aller Menschenrechtsabkommen 
• Aufstockung des Bundestagsausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe von bisher 

16 auf 31 Mitglieder 
1.5. Dialog mit der Zivilgesellschaft ausbauen und intensivieren 

• gleichberechtigter Dialog mit der Zivilgesellschaft auf allen Ebenen 
 
Unter 3XQNW� �� (S. 13)�  soll durch die Politik Deutschlands GHU� LQWHUQDWLRQDOH�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]�
JHVWlUNW�werden: 
 
2.1. Menschenrechtsinstitutionen im UN-System aufwerten 

• Reformierter Politikansatz der Bundesregierung im UN-Menschenrechtsrat 
• Gleichwertigkeit von bürgerlichen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten 
• Beitrag zu einer guten Praxis zum neuen Länderprüfverfahren Universal Periodic Review 
• Umfassende Beteiligung von Nichtregierungsorganisationen, Menschenrechtsverteidiger/innen 

und nationalen Menschenrechtsinstitutionen im UN-Menschenrechtsrat 
• Beitrag zur finanziell besseren Ausstattung des UN-Hochkommissariats für Menschenrechte 

und der UN-Sonderverfahren 
2.2. Internationale Beschwerdeverfahren zu sozialen Menschenrechten und zum UN-Übereinkommen über 

die Rechte des Kindes einrichten 
• Zügige und vorbehaltlose Ratifizierung des Fakultativprotokolls zum UN-Sozialpakt 
• Einführung eines Individualbeschwerdeverfahrens zur Kinderrechtskonvention 
• Umgehende Ratifizierung der revidierten Europäischen Sozialcharta sowie des Zusatzprotokolls 

über Kollektivbeschwerden 
 
Unter 3XQNW� �� (S. 14)�werden Forderungen zu den H[WUDWHUULWRULDOHQ� 6WDDWHQSIOLFKWHQ� 'HXWVFKODQGV�
erhoben: 
 
3.1. Grund- und Menschenrechte bei Auslandseinsätzen schützen 

• Vorlage eines Gesetzentwurfes, der die Auslandseinsätze der Bundeswehr und der 
Polizeikräfte unter menschenrechtlichen Aspekten regelt 

3.2. Menschenrechtsansatz und Rechenschaftspflicht für internationalen Handel und Finanztransfer 
einführen 

• Kein Export von Agrarüberschüssen unter Produktionskosten (Dumping) 
• EU-Handelsabkommen mit Menschenrechtsklauseln 
• Recht auf angemessene Nahrung in der FAO verankern 
• Verbindliche und nachprüfbare Menschenrechtsklausel in EU-Handelsabkommen 
• Prüfung der Menschenrechtsverträglichkeit von Programmen und Projekten der Weltbank, 

Internationalem Währungsfonds, internationalen Finanzinstitutionen 
• Anwendung des Menschenrechtsansatzes des Hochkommissariats für Menschenrechte bei 

Handelsabkommen im Kontext der Welthandelsorganisation 
3.3. Menschenrechtliche Verantwortung von Unternehmen stärken 
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• Verbindliche Standards zur Verantwortung und Rechenschaftspflicht privatwirtschaftlicher 
Unternehmen 

3.4. Außenwirtschaftsförderung und öffentliches Beschaffungswesen an Menschenrechtsstandards binden 
• Berücksichtigung der Menschenrechte bei der Außenwirtschaftsförderung und der Beschaffung 

von Gütern für den öffentlichen Bereich 
• Festlegung nationaler Ziele für die öffentliche Beschaffung unter menschenrechtlichen, sozialen 

und ökologischen Aspekten 
• Erweiterung der Leitlinien zur Berücksichtigung von ökologischen, sozialen und 

entwicklungspolitischen Gesichtspunkten um menschenrechtliche Aspekte 
• Kontrolle durch Parlament und Öffentlichkeit bei Entscheidungen zur Vergabe von Hermes-

Bürgschaften 
• Kontrollmechanismen wie Ombuds- oder Beschwerdestellen einrichten 
• Anwendung der OECD-Leitsätze bei Unternehmen, die sich um Export-Risikogarantien 

bewerben 
 
Unter 3XQNW� �� (S. 15) stellt das FORUM MENSCHENRECHTE Forderungen auf, GLH� GHXWVFKH� XQG�
HXURSlLVFKH�3ROLWLN�DQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVQRUPHQ�DXV]XULFKWHQ: 
 
4.1. Internationale Menschenrechtsabkommen vorbehaltlos ratifizieren und umfassend umsetzen 

• Ratifizierung von 12 internationalen Menschenrechtsabkommen und Rücknahme der 
Vorbehalte 

4.2. Den Menschenrechtsschutz in Europa stärken 
• Rechtsverbindlichkeit der EU-Grundrechte-Charta 
• Ausrichten des EU-Handelns an der Europäischen Menschenrechtskonvention und der 

revidierten Europäischen Sozialcharta 
• Umsetzung der sechs EU-Leitlinien zu Menschenrechten 
• Umsetzung der 2006 formulierten EU-Kinderrechtsstrategie 
• Ratifizierung der Europaratskonvention zur Bekämpfung des Menschenhandels 

4.3. Menschenrechte in der Außenpolitik schützen und fördern 
• Bei gravierenden Menschenrechtsverletzungen aktive Schritte in der auswärtigen Politik 

unternehmen 
• Stärkere Berücksichtigung der Monitoring- und Frühwarnmechanismen 

4.4. Menschenrechtsverteidiger/innen schützen und aufnehmen 
• Entschiedeneres Eintreten der deutschen Auslandsvertretungen für den Schutz von 

Menschenrechtsverteidiger/innen  
• Konsequente Umsetzung der EU-Richtlinie für Menschenrechtsverteidiger/innen 
• Hilfe bei Ausreise und Suche nach einem Aufnahmestaat 

4.5. Schutz sexueller Minderheiten weltweit voranbringen 
• Verankerung der Rechte von Lesben, Schwulen, Trans- und Intersexuellen in internationalen 

Verträgen und im UN-Menschenrechtsrat 
• Unterstützung der Yogyakarta-Prinzipien in Bezug auf die Rechte von Lesben, Schwulen,  

Bi-, Trans- und Intersexuellen weltweit und in der Innenpolitik 
4.6. Das Völkerstrafgesetzbuch umsetzen 

• Schaffung einer Spezialeinheit vergleichbar anderer europäischer Nachbarstaaten zur 
effektiven Umsetzung des Völkerstrafgesetzbuches 

• Änderung des § 153f Strafprozessordnung, um die Ablehnung der Eröffnung eines Verfahrens 
durch den Generalbundesanwalts gerichtlich überprüfen zu können 

• Keine Immunität verantwortlicher Regierender bei schweren Menschenrechtsverletzungen 
 
Unter�3XQNW� �� (S. 18) richten sich die Forderungen des FORUM MENSCHENRECHTE auf den 6FKXW]�
XQG�GLH�)|UGHUXQJ�YRQ�0HQVFKHQUHFKWHQ�LQ�'HXWVFKODQG�  
 
5.1. Vor Diskriminierung schützen 

• Aufruf zu einem Wahlkampf ohne Stereotypen und rassistische Hetze 
• Ratifizierung des 12. Protokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention 
• Änderung des Strafgesetzbuches, um rassistische Beweggründe als Strafzumessungsgrund 

aufzunehmen 
• Einrichtung eines unabhängigen Fachorgans in Form einer Deutschen Kommission gegen 
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Rassismus, Unabhängigkeit der Kommissionsmitglieder 
• Überarbeitung des nationalen Aktionsplans gegen Rassismus 
• koordinierter, nationaler Aktionsplan gegen Homophobie 
• Korrektur des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
• Stärkung des Mandats der Antidiskriminierungsstelle des Bundes z.B. durch 

Untersuchungsfunktionen mit Auskunftsrechten 
5.2. Menschenrechte als Maßstab der Sozial-, Gesundheits-, Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik –  

Überwindung der Armut als Menschenrechtsanliegen 
• Garantie der umfassenden Herausbildung und Entfaltung der persönlichen Fähigkeiten von 

Menschen, die von Armut betroffen sind 
• Gewährleistung des UN-Zivilpaktes und UN-Sozialpaktes im Innern, konsequente Umsetzung 

bestehender Gesetze zur Existenzsicherung, Stärkung der Partizipation aller in Deutschland 
lebenden Menschen 

5.3. Asylsuchende und Flüchtlinge aufnehmen 
• Keine Auslagerung des Flüchtlingsschutzes und der Migrationskontrolle auf Staaten, die 

Menschenrechte verletzen 
• nach Deutschland kommenden Flüchtlingen Schutz gewähren 
• Effektives und faires Asylverfahren 
• Beachtung des Flüchtlingsrechts gegenüber Bootsflüchtlingen auf Hoher See 
• Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern und Berücksichtigung besonders 

schutzbedürftiger Personen umsetzen 
• EU-Zuständigkeitsverordnung Dublin II im Sinne des Schutzbedürfnisses und weiterer 

Interessen der Flüchtlinge grundlegend reformieren 
• Erstellung eines jährlichen Aufnahmeprogramms für Flüchtlinge 
• Wiederherstellung der Schutzgewährung für Asylsuchende und Flüchtlinge im Sinne des Artikel 

16 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
5.4. Humanen Umgang mit Migrant/innen und Flüchtlingen ohne sicheren Aufenthaltsstatus gewährleisten 

• Wirksame Bleiberechtsregelung schaffen, Kettenduldungen abschaffen 
• Recht auf Bildung, Gesundheit und angemessene Bezahlung für alle, unabhängig vom 

Aufenthaltsstatus 
• Ausreisepflicht nicht um jeden Preis durchzusetzen 

5.5. Rechte von Menschen ohne Aufenthaltspapiere sichern 
• Recht auf Bildung, Gesundheit und Rechte in der Arbeit unabhängig vom Aufenthaltsstatus 

durchzusetzen 
• Abschaffung der Meldepflicht gegenüber Ordnungsbehörden für öffentliche Stellen, die soziale 

Rechte gewährleisten 
• Aufenthaltsperspektiven für dauerhaft in Deutschland lebende Menschen ohne Papiere 

5.6. Rechte der Flüchtlingskinder stärken 
• Rücknahme der Vorbehaltserklärung zur UN-Kinderrechtskonvention 
• Verbesserung der Rechte von Flüchtlingskindern 
• Einrichtung von Clearingstellen für das Verfahren zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
• Umsetzung der Abschließenden Bemerkungen des UN-Ausschusses zum Fakultativprotokoll 

zum Übereinkommen über die Rechte des Kindes, betreffend die Beteiligung von Kindern an 
bewaffneten Konflikten 

5.7. Opfer von Menschenhandel mit besseren Rechten ausstatten 
• Ausbau der geschlechterdifferenzierten und zielgruppenspezifischen Maßnahmen für 

Betroffene des Menschenhandels sowohl im Bereich der sexuellen Ausbeutung als auch der 
Arbeitsausbeutung 

• Schaffung bundeseinheitlicher Regelungen zur bedarfsgerechten Alimentierung für die 
Betroffenen des Menschenhandels, Erteilung eines Aufenthaltstitels aus humanitären Gründen 
und Senkung der Voraussetzungen für ein dauerhaftes Bleiberecht 

• Rechtsanspruch auf Kompensationszahlungen und Erstattung entgangener Entgelte für Opfer 
von Menschenhandel 

• Sachgerechte Behandlung der Betroffenen 
• Einführung des Zeugnisverweigerungsrechts für Mitarbeiter/innen der Fachberatungsstellen im 

Bereich Menschenhandel 
• Ausbau präventiver Maßnahmen gegen Menschenhandel; u.a. Lizenzierung aller Au-pair-

Agenturen 
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5.8. Zwangsverheiratung bekämpfen und Opfer wirksam schützen 
• Mehr Rechte für Betroffene im Aufenthaltsgesetz bei Zwangsverheiratungen, insbesondere ein 

eigenständiger, eheunabhängiger Aufenthaltstitel 
• Möglichkeit der Wiederkehr für Zwangsverheiratete bei einer fremdbestimmten Ausreise unter 

Wahrung ihres erreichten Aufenthaltsstatus 
• Keine Stigmatisierung von Migrantinnen und Migranten durch den politischen Diskurs der 

Bundesregierung unter dem Deckmantel der Bekämpfung von Zwangsverheiratungen 
5.9. Einwanderung als Chance begreifen 

• Gestaltung der Einwanderung unter Einhaltung menschenrechtlicher Konventionen 
• Erleichterung des Familiennachzugs 
• Rücknahme der seit 2007 gültigen restriktiven Regelungen im Ehegattennachzug 
• Vermittlung fachspezifischer Sprachkenntnisse, schulische und berufliche Förderung, die 

Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse 
• Orientierung an den „Gemeinsamen Grundprinzipien zur Politik der Integration der 

Einwanderer“ der EU 
• Einbürgerungshürden abbauen und Mehrstaatigkeit zulassen 
• Abschaffung des Optionsmodells im Staatsangehörigkeitsrecht für junge Erwachsene 
• Rücknahme der Vorschrift im Staatsangehörigkeitsrecht, die die finanzielle Sicherung des 

Lebensunterhalts für junge Erwachsene als Voraussetzung zum Erwerb der 
Staatsangehörigkeit nennt 

• Kommunales Wahlrecht für Menschen aus Drittstaaten, die sich auf Dauer im Bundesgebiet 
aufhalten 

• Entschiedeneres Handeln gegen Islamfeindlichkeit, keine Diskriminierung Kopftuch tragender 
Frauen 

• Keine „Zirkuläre Migration“, die an das gescheiterte „Gastarbeitermodell“ erinnert 
5.10. Menschenrechte bei Freiheitsentzug wahren 

• Abschaffung der nachträglichen Sicherungsverwahrung für nach Jugendstrafrecht Verurteilte 
• Sicherung der Rechte von Gefangenen durch unabhängige Aufsichtsstellen und effektive 

Rechtsschutzmöglichkeiten 
5.11. Menschenrechtsbildung fördern 

• Breite Bekanntmachung der Menschenrechtsverträge, Verbreitung in allen Bildungs- und 
Ausbildungskontexten 

• Fester Platz für Menschenrechtsbildung in Ausbildung und Fortbildungsmaßnahmen für 
Lehrer/innen 

 
Unter 3XQNW� �� (S. 25)� wird der 6FKXW]� GHU� 0HQVFKHQUHFKWH� YRU� $XVZLUNXQJHQ� GHU�
7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ�XQG�LQ�PLOLWlULVFKHQ�$XVHLQDQGHUVHW]XQJHQ�aufgegriffen: 
 
6.1. Frauenrechte in Kriegs- und Krisengebieten garantieren 

• Schutz von Frauen und Mädchen in Kriegs- und Krisengebieten entsprechend der UN 
Resolutionen 1325 und 1820 

• Verstärkte Beteiligung der Frauen an nationalen und internationalen Verhandlungstischen zu 
Friedensvereinbarungen 

• Aktionsplan zur Umsetzung der UN Resolutionen 
6.2. Die Aushöhlung des internationalen Menschenrechtsschutzes verhindern 

• Überwachung der Achtung der Menschenrechte in der Terrorismusbekämpfung durch UN-
Gremien wie etwa den UN-Sonderberichterstattern 

6.3. Terrorismusbekämpfung in Deutschland nicht über Menschenrechte stellen 
• Überprüfung aller in den letzten Jahren verabschiedeten Sicherheitsgesetze im Bereich der 

inneren Sicherheit auf ihre präventive Wirksamkeit und strafrechtliche Relevanz 
• Stärkung des absoluten Folterverbots auch im Rahmen der Terrorismusbekämpfung 
• Keine Verwendung diplomatischer Zusicherungen bei der Abschiebung von Menschen, denen 

in ihrem Herkunftsland die Gefahr der Folter oder Verfolgung droht 
• Keine Verschleppungsflüge über deutschem Territorium 

6.4. Überwachungsfreie Räume erhalten – den unverletzlichen Kernbereich privater Lebensgestaltung 
schützen und anerkennen 

• Rücknahme der Ermittlungsbefugnisse, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung 
berühren 

6.5. Heimliche Ermittlungen im Gefahrenvorfeld begrenzen 
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• Ende der Politik des generalisierten Verdachts, Wiederherstellung der im strafrechtlichen 
Verfahren garantierten Unschuldsvermutung 

• Begrenzung der Befugnisse zu verdeckten Ermittlungen im Gefahrenvorfeld auf ein 
rechtsstaatlich verträgliches Maß 

• Trennung von Polizei und Geheimdiensten aufrecht erhalten 
• Schnellstmögliche Beendigung der gemeinsamen Nutzung von Datenbanken für polizeiliche 

und geheimdienstliche Zwecke  
6.6. Vorratsdatenspeicherung stoppen – Fernmeldegeheimnis wiederherstellen 

• Beendigung der seit Januar 2008 geltenden sechsmonatigen Speicherung der 
Telekommunikationsdaten aller Bürgerinnen und Bürger 

6.7. Zivile Krisenprävention fördern 
• Vorrangiger Ausbau des Zivilen Friedensdienstes sowie anderer zivilgesellschaftlicher 

Instrumente der Krisenprävention, Erhöhung der Finanzmittel 
• Die im Bereich der zivilen Konfliktbearbeitung und der Friedensarbeit entstandenen Strukturen 

sollten verstetigt werden 
6.8. Rüstungstransfers untersagen 

• Gesetzliches Verbot jeglicher Rüstungstransfers sowie von Militär- und Polizeihilfen, die in 
Empfängerländern zu Menschenrechtsverletzungen, Verstößen gegen das humanitäre 
Völkerrecht oder zur Entstehung bzw. Verschärfung von äußeren oder inneren Konflikten 
beitragen 

• Aktives Engagement auf internationaler Ebene für einheitliche, rechtlich verbindliche Standards 
zur Kontrolle von Rüstungstransfers auf der Basis der Menschenrechte und des Völkerrechts 

• Beteiligung des Bundestages an den Entscheidungen über Rüstungstransfers 
• Kein Export von künftig verbotener Streumunitionen vor Inkrafttreten des Vertrages zum Verbot 

von Streumunition, Initiative der Bundesregierung in Bezug auf die Universalisierung des 
Verbotes im EU- bzw. NATO-Rahmen 

• Unilaterales Verbot gegenüber der vom Verbot ausgenommenen alternativen Streumunition 
(Punktzielmunition) 

• Ausreichende Finanzierung von Minenaktionsprogrammen sowie für Opferhilfe und Räumung 
von Blindgängern in den betroffenen Ländern entsprechend dem Verbotsabkommen 
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)RUGHUXQJVNDWDORJ�
Die Verwirklichung der nachstehenden Punkte stehen aus Sicht der Mitgliedsorganisationen des 
FORUM MENSCHENRECHTE als Kriterien für eine glaubwürdige Menschenrechtspolitik durch 
die deutsche Bundesregierung. Der Katalog ergänzt andere Forderungskataloge des Forums 
und seiner Mitgliedsorganisationen.2 
 

���� 6WUXNWXUHQ�I�U�GHQ�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]�LQ�'HXWVFKODQG�DXVEDXHQ�
����� 0HQVFKHQUHFKWH�LP�5HJLHUXQJVKDQGHOQ�YHUDQNHUQ�
Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich aktiv an internationalen und regionalen Systemen 
zum Schutz der Menschenrechte und weist nach innen ein rechtsstaatlich verzweigtes System 
an juristischen Verfahren und Beteiligungsmöglichkeiten nichtstaatlicher Akteure zum Schutz und 
zur Förderung der Menschenrechte auf. Die Menschenrechtsbeauftragte im 
Bundesjustizministerium und der Menschenrechtsbeauftragte im Auswärtigen Amt, die Anti-
Diskriminierungsbüros im Bund und in den Ländern sowie die Ausschüsse der Regierung und 
des Parlaments geben dem Regierungshandeln in Sachen Menschenrechte eine institutionelle 
Struktur, die das Forum Menschenrechte und andere Menschenrechtsorganisationen schätzen 
und in Anspruch nehmen. Gleichwohl sehen wir einigen Handlungsbedarf. 
�

¾ 'LH� GHXWVFKH� 5HJLHUXQJ� KDW� VLFK� LQ� 6DFKHQ� 0HQVFKHQUHFKWH� ELVODQJ� QXU� LP�
(QWZLFNOXQJVSROLWLVFKHQ�$NWLRQVSODQ�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�������������HLJHQH���EHUSU�IEDUH�
=LHOH�JHVWHFNW��6R�EHJU��HQVZHUW�GLHVHU�$NWLRQVSODQ�LVW��LVW�HU�HLQGHXWLJ�]X�ZHQLJ��

�
Im Abschlussdokument der Wiener Menschenrechtkonferenz von 1993 wurde den Staaten 
empfohlen, ‚Nationale Aktionspläne‘ zur Förderung der Menschenrechte vorzulegen. Der 
Deutsche Bundestag griff diese Empfehlung im Jahre 2003 auf und drückte seine Erwartung 
aus, dass die Bundesregierung einen Nationalen Aktionsplan in ihren Menschenrechtsbericht in 
Form eines eigenständigen Kapitels aufnehme, wichtige Problemfelder, Zielvorgaben sowie 
Strategien zu deren Verwirklichung aufliste (BT-Drs. 15/397). Der im 8. Menschenrechtsbericht 
enthaltene Teil „D – Aktionsplan Menschenrechte der Bundesregierung“ (BT- Drs. 16/10037) 
wird diesen Anforderungen nicht gerecht. Dies gilt vor allem für den Schutz und die Förderung 
der Menschenrechte in Deutschland. Der „Aktionsplan der Bundesregierung“ beschränkt sich auf 
Hinweise auf drei erarbeitete Aktionspläne: Für ein kindergerechtes Deutschland (2005-2010), 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt und Ausbeutung (2003) und 
gegen Rassismus (2008). Einen Nationalen Aktionsplan im Sinne eines schlüssigen Konzepts 
und Handlungsstrategien zur Förderung der Menschenrechte in Deutschland enthält der Bericht 
nicht. Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat z.B. ein Fokus-Konzept für besonders 
defizitäre Bereiche vorgeschlagen.3 
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��GHP�%XQGHVWDJ�
LP�5DKPHQ� GHV� ��� 0HQVFKHQUHFKWVEHULFKWV� HLQHQ�1DWLRQDOHQ�$NWLRQVSODQ� YRU]XOHJHQ�� GHU�
EHVWHKHQGH�PHQVFKHQUHFKWVUHOHYDQWH� $NWLRQVSOlQH� LQWHJULHUW� XQG� NRQNUHWH� 6WUDWHJLHQ� ]XU�
9HUZLUNOLFKXQJ� GHU� 0HQVFKHQUHFKWH� HQWKlOW� (LQ� )RNXV� VROOWH� DXI� GHQ� QLFKW� HLQJHO|VWHQ�
5HFKWHQ�YRQ�)UDXHQ��)O�FKWOLQJHQ�XQG�0LJUDQW�LQQHQ�LQ�'HXWVFKODQG�OLHJHQ��

¾ 'HU�JHIRUGHUWH��XPIDVVHQGH�1DWLRQDOH�$NWLRQVSODQ�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�VROOWH�YRUDE��G�K��YRU�
GHU�9HUDEVFKLHGXQJ��PLW�3DUODPHQW�XQG�=LYLOJHVHOOVFKDIW�EHVSURFKHQ�ZHUGHQ��

 
Das FORUM MENSCHENRECHTE erwartet, dass dieser Aktionsplan auch darüber Auskunft 
gibt, welchen Beitrag Deutschland zur Verwirklichung der Menschenrechte weltweit leisten will. 
�
                                                 
2
 Vgl. Forderungskataloge des Forum Menschenrechte zu den Bundestagswahlen 2002 und 2005 sowie die Zwischenbilanz aus dem 
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¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� JHKW� GDYRQ� DXV�� GDVV� GLHVHU� $NWLRQVSODQ� VLFK� ]XU�
8QLYHUVDOLWlW� XQG� 8QWHLOEDUNHLW� GHU� 0HQVFKHQUHFKWH� EHNHQQW� VRZLH� GLH�
JUXQGUHFKWVUHOHYDQWHQ� 9RUJDEHQ� GHV� *UXQGJHVHW]HV� XQG� GLH� 9HUSIOLFKWXQJHQ� DXV� GHQ�
UDWLIL]LHUWHQ� LQWHUQDWLRQDOHQ� $ENRPPHQ� NRQNUHW� ]XU� *HOWXQJ� EULQJW�� 'HU�
0HQVFKHQUHFKWVDNWLRQVSODQ�GHV�%0=�VROOWH�DXFK�XQWHU�GHU�QHXHQ�%XQGHVUHJLHUXQJ�LQ�WRWR�
IRUWJHVHW]W�XQG�VHLQH�SUDNWLVFKH�8PVHW]XQJ�YHUEHVVHUW�ZHUGHQ��

 
�
����� 0HQVFKHQUHFKWVEHDXIWUDJWH�GHU�5HJLHUXQJ�VWlUNHQ�
Menschenrechte müssen Querschnittsaufgabe aller Politikbereiche werden. Deshalb würdigt das 
FORUM MENSCHENRECHTE die Einrichtung des Amtes einer/s Menschenrechtsbeauftragten 
im Auswärtigen Amt sowie die bereits 1971 erfolgte Benennung des/der 
Menschenrechtsbeauftragten im Bundesministerium für Justiz. Dem Anspruch von 
Menschenrechtspolitik als Querschnittsaufgabe genügen beide Ämter jedoch nicht. 
 

¾ )�U�GLH�NRPPHQGH�/HJLVODWXUSHULRGH� IRUGHUW�GDV�)2580�0(16&+(15(&+7(��GDVV� MHGHV�
%XQGHVPLQLVWHULXP� GDV� $PW� HLQHV�HLQHU� 0HQVFKHQUHFKWVEHDXIWUDJWHQ� PLW� GHP� $XIWUDJ�
HLQULFKWHW�� GLH� PHQVFKHQUHFKWVSROLWLVFKH� 'LPHQVLRQ� LQ� GLH� *HVWDOWXQJ� GHU� $XIJDEHQ� GHV�
0LQLVWHULXPV� HLQ]XEULQJHQ�� 'DU�EHU� KLQDXV� LVW� HLQH� 9HUEHVVHUXQJ� GHU� SHUVRQHOOHQ�
$XVVWDWWXQJ�GHU�EHVWHKHQGHQ�bPWHU�QRWZHQGLJ���

¾ :LU� OHJHQ� GHU� ]XN�QIWLJHQ� 5HJLHUXQJ� DX�HUGHP� QDKH�� GDV� $PW� HLQHU�V� %HDXIWUDJWHQ� I�U�
0HQVFKHQUHFKWH�LP�.DQ]OHUDPW�HLQ]XULFKWHQ��GHU�GLH�GLH�0HQVFKHQUHFKWVSROLWLN� LP�,QQHUHQ�
ZLH�bX�HUHQ�NRRUGLQLHUW���
�

����� %HVFKZHUGHLQVWDQ]HQ�VWlUNHQ�
Opfer von Menschenrechtsverletzungen haben außer dem gerichtlichen Instanzenweg meist 
keinen Zugang zu einem staatlichen Beratungs- oder Schutzsystem. Nur für Teilbereiche 
existieren außergerichtliche Petitionsverfahren, die jedoch nicht genügend bekannt sind. 
 

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� LVW� YRQ� GHU� 1RWZHQGLJNHLW� �EHU]HXJW�� GLH� 0|JOLFKNHLWHQ�
DX�HUJHULFKWOLFKHU� %HVFKZHUGH�� XQG� 3HWLWLRQVZHJH� ]X� VWlUNHQ�� DXV]XEDXHQ� VRZLH�
WUDQVSDUHQW� XQG� E�UJHUQDK� ]X� JHVWDOWHQ�� GDPLW� VLH� I�U� DOOH� LQ� 'HXWVFKODQG� OHEHQGHQ�
0HQVFKHQ� HIIHNWLYH� 6FKXW]P|JOLFKNHLWHQ� ELHWHQ�� :LU� XQWHUVW�W]HQ� GLH� �����
DXVJHVSURFKHQHQ�� GLHVEH]�JOLFKHQ� (PSIHKOXQJHQ� GHV� .RPPLVVDUV� I�U� 0HQVFKHQUHFKWH�
EHLP�(XURSDUDW��7KRPDV�+DPPDUEHUJ� F �

 
����� 3DUODPHQWDULVFKH�.RQWUROOH�XQG�,QLWLDWLYH�VWlUNHQ�
Die Bedeutung parlamentarischer Kontrolle und Initiative für eine aktive Menschenrechtspolitik 
hat sich in den letzten Jahren bestätigt. 
 

¾ 'HU� %XQGHVWDJ� XQG� GLH� HLQVFKOlJLJHQ� )DFKDXVVFK�VVH� VROOWHQ� VLFK� HLQJHKHQG� PLW� GHP�
0HQVFKHQUHFKWVEHULFKW�GHU�%XQGHVUHJLHUXQJ�EHIDVVHQ��,QQHQ��XQG�DX�HQSROLWLVFKH�)UDJHQ�
VROOWHQ� JOHLFKEHUHFKWLJW� XQG� ]LHOJUXSSHQVSH]LILVFK� EHKDQGHOW� ZHUGHQ�� 'DV� )2580�
0(16&+(15(&+7(� HUZDUWHW� YRQ� GHU� %XQGHVUHJLHUXQJ�� GDVV� VLH� JHJHQ�EHU� GHP�
$XVVFKXVV� �EHU� GLH� 3UlVHQWDWLRQ� GHV� 0HQVFKHQUHFKWVEHULFKWV� KLQDXV� NRQWLQXLHUOLFK�
5HFKHQVFKDIW�DEOHJW��

¾ 'HU�%XQGHVWDJVDXVVFKXVV�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�XQG�KXPDQLWlUH�+LOIH�VROOWH� LQ�=XNXQIW�HLQH�
WUDJHQGH� 5ROOH� VSLHOHQ�� IHGHUI�KUHQG� GLH� %HUDWXQJ� DOOHU� 0HQVFKHQUHFKWVDENRPPHQ�
�EHUQHKPHQ� VRZLH� EHL� DOOHQ� PHQVFKHQUHFKWOLFK� UHOHYDQWHQ� 7KHPHQ� GHV� %XQGHVWDJV�
NRQVXOWLHUW� ZHUGHQ�� (EHQVR� VROOWH� GHU� $XVVFKXVV� GLH� 6WDDWHQEHULFKWH� VRZLH� GLH�
6FKOXVVIROJHUXQJHQ�XQG�(PSIHKOXQJHQ�GHU�81�9HUWUDJVRUJDQH�GLVNXWLHUHQ���

¾ $OV� VLFKWEDUHV� =HLFKHQ� GHU� $XIZHUWXQJ� GHU�0HQVFKHQUHFKWVSROLWLN� ±� XQG� ]XU�%HZlOWLJXQJ�
GHU� YRUJHVFKODJHQHQ� $XIJDEHQ� ±� HPSILHKOW� GDV� )2580� 0(16&+(15(&+7(�� GHQ�

                                                 
4
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Strasbourg, Juli 2007. 
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%XQGHVWDJVDXVVFKXVV� I�U� 0HQVFKHQUHFKWH� XQG� KXPDQLWlUH� +LOIH� YRQ� ELVKHU� ��� DXI� ���
0LWJOLHGHU�]X�HUZHLWHUQ��

�
����� 'LDORJ�PLW�GHU�=LYLOJHVHOOVFKDIW�DXVEDXHQ�XQG�LQWHQVLYLHUHQ�
Das Forum Menschenrechte wurde 1994 u. a. mit dem Ziel gegründet, den Dialog zu 
Menschenrechtsfragen mit der Bundesregierung und dem Parlament auf der einen sowie der 
Zivilgesellschaft auf der anderen Seite zu intensivieren und zu verstärken. In der Vergangenheit 
hat sich dieser Austausch aus Sicht der Zivilgesellschaft in der Regel bewährt. Es gab und gibt 
jedoch Tendenzen von Seiten der Politik, die Tagesordnung und Themenauswahl einseitig zu 
beeinflussen. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GHQ�
JOHLFKEHUHFKWLJWHQ� 'LDORJ� PLW� GHU� =LYLOJHVHOOVFKDIW� DXI� XQWHUVFKLHGOLFKHQ� (EHQHQ�
IRUW]XI�KUHQ�XQG�]X�VWlUNHQ�XQG�GDEHL�GDV�3ULQ]LS�GHU�*HJHQVHLWLJNHLW�XQG�7UDQVSDUHQ]�]X�
DFKWHQ��

�
���� 'HQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]�VWlUNHQ�
����� 0HQVFKHQUHFKWVLQVWLWXWLRQHQ�LP�81�6\VWHP�DXIZHUWHQ�
Das UN-Menschenrechtssystem hat seit 1948 grundlegende Standards entwickelt. Die 
Ausdifferenzierung der Menschenrechtsstandards fand jedoch keine Entsprechung bei der 
Umsetzung und internationalen Kontrolle. Die bis 2006 tagende UN-Menschenrechtskommission 
ist an dieser Aufgabe gescheitert. Der statt dessen eingerichtete UN-Menschenrechtsrat erweist 
sich ebenfalls als nur bedingt handlungsfähig.  
 

¾ (LQH� XQSDUWHLOLFKH� %HZHUWXQJ� GHU� 0HQVFKHQUHFKWVODJH� ZHOWZHLW� HUIRUGHUW� DXFK� YRQ�
ZHVWOLFKHQ� 5HJLHUXQJHQ� ±� PLWKLQ� DXFK� GHU� %XQGHVUHJLHUXQJ� ±� HLQHQ� JODXEZ�UGLJHUHQ�
3ROLWLNDQVDW]� DOV� ELVKHU�� NHLQH� EOLQGHQ� )OHFNHQ� JHJHQ�EHU� 9HUE�QGHWHQ� VRZLH� NHLQH�
+LHUDUFKLH� ]ZLVFKHQ� E�UJHUOLFKHQ�� SROLWLVFKHQ�� ZLUWVFKDIWOLFKHQ�� VR]LDOHQ� XQG� NXOWXUHOOHQ�
5HFKWHQ�  

 
Das neue Länderprüfverfahren des Rates – die Universal Periodic Review (UPR) – birgt die 
Chance zu einer sachgerechten Bewertung der Menschenrechtslage.  
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�HUZDUWHW� YRQ�GHU�]XN�QIWLJHQ�%XQGHVUHJLHUXQJ��GDVV�VLH�
]X� HLQHU� JXWHQ� 3UD[LV� EHLWUlJW�� GHP� 5DW� IUHLZLOOLJ� XQG� NRQWLQXLHUOLFK� �EHU� )RUWVFKULWWH� LP�
835�1DFKIROJHSUR]HVV�EHULFKWHW�XQG�QLFKWVWDDWOLFKH�$NWHXUH�VXEVWDQ]LHOO�HLQEH]LHKW�� 

¾ 'LH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� DOOH� LKUH� 0|JOLFKNHLWHQ� QXW]HQ�� HLQH� HIIL]LHQWH�
%HWHLOLJXQJ� YRQ� 1LFKWUHJLHUXQJVRUJDQLVDWLRQHQ�� 0HQVFKHQUHFKWVYHUWHLGLJHU�LQQHQ� XQG�
DQGHUHQ�9HUWUHWHU�LQQHQ�GHU�=LYLOJHVHOOVFKDIW�LP�81�0HQVFKHQUHFKWVUDW�]X�JHZlKUOHLVWHQ� 

¾ (EHQVR� VROOWH� GLH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� GD]X� EHLWUDJHQ�� GDVV� GDV� 81�
+RFKNRPPLVVDULDW�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�XQG�GLH�81�6RQGHUYHUIDKUHQ�PLW�GHQ�XQDEKlQJLJHQ�
([SHUW�LQQHQ� ILQDQ]LHOO� EHVVHU� DXVJHVWDWWHW� VLQG�� XQG� GD]X� VHOEVW� HLQHQ� DQJHPHVVHQHQ�
%HLWUDJ�OHLVWHQ��

�
����� ,QWHUQDWLRQDOH� %HVFKZHUGHYHUIDKUHQ� ]X� VR]LDOHQ� 0HQVFKHQUHFKWHQ� XQG� ]XP� 81�

hEHUHLQNRPPHQ��EHU�GLH�5HFKWH�GHV�.LQGHV�HLQULFKWHQ�
Die UN-Menschenrechtsabkommen verfügen über unterschiedliche Überwachungsmechanismen 
und Beschwerdeverfahren. Der Pakt zu wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Menschenrechten (WSK-Rechte, UN-Sozialpakt) verfügt seit dem 10.12.2008 mit der Resolution 
A/63/435 der UN-Generalversammlung über einen solchen Mechanismus. Ab September 2009 
liegt das Fakultativprotokoll mit dem individuellen Beschwerdeverfahren zur Zeichnung aus. 
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¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI�� ]XU� (WDEOLHUXQJ�
GLHVHV� %HVFKZHUGHPHFKDQLVPXV� DNWLY� EHL]XWUDJHQ�� GDV� =XVDW]SURWRNROO� ]X� ]HLFKQHQ� XQG�
RKQH�9RUEHKDOWH�]X�UDWLIL]LHUHQ��

¾ 'LH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� VLFK� ]XGHP� I�U� HLQ� %HVFKZHUGHYHUIDKUHQ� ]XU� 81�
.LQGHUUHFKWVNRQYHQWLRQ� VWDUN� PDFKHQ� XQG� VLFK� DNWLY� I�U� GLH� (LQULFKWXQJ� HLQHU� 81�
$UEHLWVJUXSSH�]XU�(UDUEHLWXQJ�HLQHV�)DNXOWDWLYSURWRNROOV�HLQVHW]HQ��

¾ (EHQVR� VROOWH� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� XPJHKHQG� GLH� UHYLGLHUWH� XQG� YRQ� LKU�
XQWHUVFKULHEHQH� (XURSlLVFKH� 6R]LDOFKDUWD� UDWLIL]LHUHQ�� 9RQ� EHVRQGHUHU�%HGHXWXQJ� LVW� XQV�
GDEHL�GDV�=XVDW]SURWRNROO��EHU�.ROOHNWLYEHVFKZHUGHQ��

�
���� ([WUDWHUULWRULDOH�6WDDWHQSIOLFKWHQ�
Aufgrund der Menschenrechtsverträge muss Deutschland Staatenpflichten im Inland wie auch 
bei Politikmaßnahmen erfüllen, die sich auf die Menschenrechtssituation in anderen Ländern 
auswirken.  
 
����� *UXQG��XQG�0HQVFKHQUHFKWH�EHL�$XVODQGVHLQVlW]HQ�VFK�W]HQ�
�

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��EHL�(LQVlW]HQ�
GHU� %XQGHVZHKU� XQG� YRQ� 3ROL]HLNUlIWHQ� DX�HUKDOE� GHV� GHXWVFKHQ� 6WDDWVJHELHWV� HLQH�
%LQGXQJ� DQ� GDV� *UXQGJHVHW]�� GLH� 0HQVFKHQUHFKWH� XQG� GDV� KXPDQLWlUH� 9|ONHUUHFKW�
DQ]XHUNHQQHQ��'LHVH�)RUGHUXQJ�EHLQKDOWHW�X�D�� HLQHQ�*HVHW]HQWZXUI� ]X�$XVODQGVHLQVlW]HQ�
GHU�%XQGHVZHKU�XQG�GHU�3ROL]HLNUlIWH� ]X�%HJLQQ�GHU�QHXHQ�/HJLVODWXUSHULRGH�YRU]XOHJHQ��
GHU�GLH�)UDJH� UHJHOW��XQWHU�ZHOFKHQ�9RUDXVVHW]XQJHQ�3HUVRQHQ� LQ�*HZDKUVDP�JHQRPPHQ�
ZHUGHQ� G�UIHQ�� XQG� GHU� YRUVFKUHLEW�� GDVV� XQYHU]�JOLFK� GLH� (QWVFKHLGXQJ� HLQHV� *HULFKWV�
�EHU� GLH� 5HFKWPl�LJNHLW� GHU� )UHLKHLWVHQW]LHKXQJ� KHUEHL]XI�KUHQ� LVW�� 'DV� )2580�
0(16&+(15(&+7(� VSULFKW� VLFK� ]XGHP� QDFKGU�FNOLFK� GDI�U� DXV�� RIIHQH� )UDJHQ� EHL� GHU�
$QZHQGXQJ� GLHVHU� 5HFKWVUHJHOQ� LQ� $XVODQGVHLQVlW]HQ� ]X� LGHQWLIL]LHUHQ� XQG� XQWHU�
%HDFKWXQJ�UHFKWVVWDDWOLFKHU�0D�VWlEH�]X�EHDQWZRUWHQ� 
 

����� 0HQVFKHQUHFKWVDQVDW]� XQG� 5HFKHQVFKDIWVSIOLFKW� I�U� LQWHUQDWLRQDOHQ� +DQGHO� XQG�
)LQDQ]WUDQVIHU�HLQI�KUHQ�

Abkommen in der Welthandelsorganisation, zum regionalen Handel oder bilateralen 
Investitionsschutz beschneiden all zu oft die Fähigkeit der Staaten, wirtschaftliche und soziale 
Menschenrechte ihrer Bevölkerung zu schützen und zu gewährleisten. Ebenso schränken 
internationale Agrarhandelsregeln die Spielräume von Entwicklungsländern zum Schutz und zur 
Förderung ihrer kleinbäuerlichen und Grundnahrungsmittelproduktion ein. 
 

¾ 'LH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� VLFK� GDI�U� HLQVHW]HQ�� GHQ� ([SRUW� YRQ�
$JUDU�EHUVFK�VVHQ� XQWHU� 3URGXNWLRQVNRVWHQ� ]X� XQWHUELQGHQ� �'XPSLQJ��� 'HU� (LQVDW]� YRQ�
([SRUWVXEYHQWLRQHQ�LQ�GHU�$JUDUSROLWLN�PXVV�XQWHUEOHLEHQ���

¾ 9HUWUlJH�LP�5DKPHQ�GHU�(8�+DQGHOVDENRPPHQ�VROOWHQ�HLQH�YHUELQGOLFKH�XQG�QDFKSU�IEDUH�
0HQVFKHQUHFKWVNODXVHO�HQWKDOWHQ���EHU�GHUHQ�$QZHQGXQJ�MlKUOLFK�EHULFKWHW�ZLUG��

¾ 'LH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� GLH� )$2� �)RRG� DQG� $JULFXOWXUH� 2UJDQLVDWLRQ��
XQWHUVW�W]HQ�� GDV� 0HQVFKHQUHFKW� DXI� DQJHPHVVHQH� 1DKUXQJ� JHJHQ�EHU� GHQ�
0LWJOLHGVVWDDWHQ�XP]XVHW]HQ�XQG�DOV�.HUQPDQGDW�]X�YHUDQNHUQ��

¾ 'LH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� GDUDXI� KLQ� ZLUNHQ�� LQ� GHU� :HOWEDQN�� GHP� ,QWHUQDWLRQDOHQ�
:lKUXQJVIRQGV�XQG�DQGHUHQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�)LQDQ]LQVWLWXWLRQHQ�HLQH�VDFKJHUHFKWH�3U�IXQJ�
GHU� 0HQVFKHQUHFKWVYHUWUlJOLFKNHLW� GHU� MHZHLOLJHQ� 3URJUDPPH� XQG� 3URMHNWH� HLQ]XI�KUHQ��
'LHVH� ,QVWLWXWLRQHQ� VROOWHQ� ]LHOJUXSSHQVSH]LILVFK� XQG� JHVFKOHFKWHUGLIIHUHQ]LHUW�
5HFKHQVFKDIW�JHJHQ�EHU�GHQ�81�0HQVFKHQUHFKWVLQVWLWXWLRQHQ�DEOHJHQ��

¾ 'LH�%XQGHVUHJLHUXQJ�VROOWH�VLFK�GDI�U�VWDUN�PDFKHQ��GDVV�GHU�YRP�+RFKNRPPLVVDULDW� I�U�
0HQVFKHQUHFKWH� YRUJHVFKODJHQH�0HQVFKHQUHFKWVDQVDW]� EHL� 9HUKDQGOXQJHQ� �EHU� XQG� YRU�
(LQI�KUXQJ� YRQ� +DQGHOVDENRPPHQ� LP� .RQWH[W� GHU� :HOWKDQGHOVRUJDQLVDWLRQ� $QZHQGXQJ�
ILQGHW��

�
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����� 0HQVFKHQUHFKWOLFKH�9HUDQWZRUWXQJ�YRQ�8QWHUQHKPHQ�VWlUNHQ�
Der UN-Menschenrechtsrat hat Lücken bei der Regulierung der Globalisierung auf nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene festgestellt. Wir erwarten von der zukünftigen Regierung, 
dass sie aktiv an der Schließung dieser Lücken mitarbeitet. So ist die menschenrechtliche 
Verantwortung von Unternehmen keine freiwillige Aufgabe sondern eine Verpflichtung für die 
unternehmerische Tätigkeit.  
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�]XN�QIWLJH�5HJLHUXQJ�DXI��QDFKGU�FNOLFK�GD]X�
EHL]XWUDJHQ��GDVV�DXI�LQWHUQDWLRQDOHU�(EHQH�YHUELQGOLFKH�6WDQGDUGV�]XU�9HUDQWZRUWXQJ�XQG�
5HFKHQVFKDIWVSIOLFKW�SULYDWZLUWVFKDIWOLFKHU�8QWHUQHKPHQ�LQ�%H]XJ�DXI�GLH�0HQVFKHQUHFKWH�
ZHLWHUHQWZLFNHOW�ZHUGHQ���

¾ 'LH�%XQGHVUHJLHUXQJ�VROOWH�GHQ�81�6RQGHUEHDXIWUDJWHQ�I�U�:LUWVFKDIW�XQG�0HQVFKHQUHFKWH�
DNWLY� XQWHUVW�W]HQ� XQG� HLQHQ� EHVRQGHUHQ� 6FKZHUSXQNW� DXI� GLH� $XVJHVWDOWXQJ� HIIHNWLYHU�
5HFKWVVFKXW]PLWWHO� I�U� 2SIHU� YRQ� 0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJHQ� OHJHQ�� DQ� GHQHQ�
8QWHUQHKPHQ�EHWHLOLJW�ZDUHQ��

�
����� � $X�HQZLUWVFKDIWVI|UGHUXQJ� XQG� |IIHQWOLFKHV� %HVFKDIIXQJVZHVHQ� DQ�

0HQVFKHQUHFKWVVWDQGDUGV�ELQGHQ�
 

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� YRQ� GHU� ]XN�QIWLJHQ� %XQGHVUHJLHUXQJ�� EHL� DOOHQ�
,QVWLWXWLRQHQ� XQG� ,QVWUXPHQWHQ� GHU� GHXWVFKHQ� $X�HQZLUWVFKDIWVI|UGHUXQJ� GLH�
%HU�FNVLFKWLJXQJ�GHU�0HQVFKHQUHFKWH�]X�JHZlKUOHLVWHQ��.RKlUHQ]SULQ]LS���'LH�LP�-DKU������
DQJHQRPPHQHQ� /HLWOLQLHQ� I�U� GLH� %HU�FNVLFKWLJXQJ� YRQ� |NRORJLVFKHQ�� VR]LDOHQ� XQG�
HQWZLFNOXQJVSROLWLVFKHQ� *HVLFKWVSXQNWHQ� VLQG� VR� ]X� HUZHLWHUQ�� GDVV�PHQVFKHQUHFKWOLFKH�
5LVLNHQ� EHL� DOOHQ� 3URMHNWHQ�� XQDEKlQJLJ� YRP� )LQDQ]YROXPHQ�� JHSU�IW� ZHUGHQ��
)|UGHUPD�QDKPHQ�P�VVHQ�PLW�GHU�3IOLFKW�]XU�GHWDLOOLHUWHQ�%HULFKWHUVWDWWXQJ�YHUEXQGHQ�XQG�
VROOWHQ�SURMHNWEHJOHLWHQG�XQG�QDFK�3URMHNWDEVFKOXVV�XQDEKlQJLJ�HYDOXLHUW�ZHUGHQ��

¾ 'LH� VWDDWOLFKH� ([SRUWNUHGLWI|UGHUXQJ� PXVV� WUDQVSDUHQWHU� ZHUGHQ�� 'D]X� JHK|UW� HLQH�
ZLUNVDPH� SDUODPHQWDULVFKH� .RQWUROOH�� 'DV� EHUDWHQGH� 6DFKYHUVWlQGLJHQJUHPLXP�� GDV� GHQ�
LQWHUPLQLVWHULHOOHQ�$XVVFKXVV�EHL�*UXQGVDW]IUDJHQ�GHU�.UHGLWYHUJDEH�EHUlW��PXVV�XP�HLQHQ�
([SHUWHQ�RGHU�HLQH�([SHUWLQ�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�HUZHLWHUW�ZHUGHQ��'LH�$QK|UXQJ�P|JOLFKHU��
GXUFK�GDV� JHSODQWH�3URMHNW�%HWURIIHQHU� LP�9HUJDEHYHUIDKUHQ� LVW� ]X�JHZlKUOHLVWHQ��8P�GLH�
7UDQVSDUHQ]� ]X� YHUEHVVHUQ�� P�VVHQ� .RQWUROOPHFKDQLVPHQ� ZLH� 2PEXGVJUHPLHQ� RGHU�
%HVFKZHUGHVWHOOHQ�HLQJHULFKWHW�ZHUGHQ��

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW�� LP� |IIHQWOLFKHQ� %HVFKDIIXQJVZHVHQ�
VLFKHU]XVWHOOHQ�� GDVV� PHQVFKHQUHFKWOLFKH� .ULWHULHQ� EHL� GHU� %HVFKDIIXQJ� EHU�FNVLFKWLJW�
ZHUGHQ��'LHV�HUIRUGHUW��GDVV�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�QDWLRQDOH�=LHOH�I�U�GLH�|IIHQWOLFKH�
%HVFKDIIXQJ�DXIVWHOOW��ZLH�PHQVFKHQUHFKWOLFKH�XQG�DQGHUH�VR]LDOH�XQG�|NRORJLVFKH�$VSHNWH�
EHU�FNVLFKWLJW� ZHUGHQ� VROOHQ�� XQG� GLHVH� XPVHW]W�� 'DEHL� NDQQ� VLH� VLFK� DQ� GHU� 3ROLWLN�
HXURSlLVFKHU� 6WDDWHQ� RULHQWLHUHQ�� ZLH� *UR�EULWDQQLHQ� RGHU� GLH�1LHGHUODQGH�� GLH� IHVWJHOHJW�
KDEHQ�� GDVV� GLH� JHVDPWH� |IIHQWOLFKH� %HVFKDIIXQJ� LQ� GHQ� QlFKVWHQ� -DKUHQ� QDFKKDOWLJ� ]X�
JHVWDOWHQ�LVW��

�
���� 'LH�GHXWVFKH�XQG�HXURSlLVFKH�3ROLWLN�DQ�LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVQRUPHQ�

DXVULFKWHQ�
����� ,QWHUQDWLRQDOH�0HQVFKHQUHFKWVDENRPPHQ�YRUEHKDOWORV� UDWLIL]LHUHQ�XQG�XPIDVVHQG�

XPVHW]HQ�
Internationale Menschenrechtsverträge müssen vorbehaltlos ratifiziert werden, damit der Schutz 
der Rechte uneingeschränkt zur Verfügung steht. Die Ratifizierung von 
Menschenrechtsverträgen ist für die Glaubwürdigkeit deutscher Politik im Ausland und in 
internationalen Gremien von großer Bedeutung und erhöht den Wirkungsgrad dieser 
Abkommen. 
�
,QVEHVRQGHUH� IROJHQGH� LQWHUQDWLRQDOHQ� 9HUWUlJH� VROOWHQ� ±� VRIHUQ� ELV� ]XP� (QGH� GLHVHU�
/HJLVODWXUSHULRGH� QRFK�QLFKW� JHVFKHKHQH� ±� YRQ�GHU�%XQGHVUHSXEOLN� LQ� GHU� NRPPHQGHQ�
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/HJLVODWXUSHULRGH� YRUEHKDOWORV� UDWLIL]LHUW�� EHVWHKHQGH� 9RUEHKDOWH� VROOWHQ�
]XU�FNJHQRPPHQ�ZHUGHQ��
�

¾ 81�.RQYHQWLRQ�]XP�6FKXW]�DOOHU�3HUVRQHQ�YRU�GHP�JHZDOWVDPHQ�9HUVFKZLQGHQODVVHQ�
¾ )DNXOWDWLYSURWRNROO�]XU�81�.RQYHQWLRQ�JHJHQ�GLH�)ROWHU��9RUEHKDOW�]X�7HLO�,9����
¾ )DNXOWDWLYSURWRNROO�]XP�81�3DNW��EHU�ZLUWVFKDIWOLFKH��VR]LDOH�XQG�NXOWXUHOOH�0HQVFKHQUHFKWH�
¾ =XVDW]SURWRNROO�YRQ�3DOHUPR�]XU�81�.RQYHQWLRQ�JHJHQ�RUJDQLVLHUWHV�9HUEUHFKHQ��
¾ UHYLGLHUWH�(XURSlLVFKH�6R]LDOFKDUWD�XQG�GHUHQ�=XVDW]SURWRNROO��EHU�.ROOHNWLYEHVFKZHUGHQ���
¾ ���� 3URWRNROO� ]XU� (XURSlLVFKHQ� 0HQVFKHQUHFKWVNRQYHQWLRQ� �(05.��� ZHOFKHV� GDV�

$OOJHPHLQH�$QWLGLVNULPLQLHUXQJVJHERW�HQWKlOW���
¾ ,QWHUQDWLRQDOHV�hEHUHLQNRPPHQ�]XP�6FKXW]�GHU�5HFKWH�YRQ�:DQGHUDUEHLWHU�LQQHQ�XQG�LKUHQ�

)DPLOLHQDQJHK|ULJHQ���
¾ .RQYHQWLRQ�1U������GHU�,QWHUQDWLRQDOHQ�$UEHLWVRUJDQLVDWLRQ��,/2��]XP�6FKXW]�GHU�LQGLJHQHQ�

9|ONHU���
¾ hEHUHLQNRPPHQ�1U������GHU�,QWHUQDWLRQDOHQ�$UEHLWVRUJDQLVDWLRQ��,/2���EHU�+HLPDUEHLW���
¾ ,QWHUQDWLRQDOH� .RQYHQWLRQ� JHJHQ� 5HNUXWLHUXQJ�� (LQVDW]�� )LQDQ]LHUXQJ� XQG� 7UDLQLQJ� YRQ�

6|OGQHUQ��
¾ 81�hEHUHLQNRPPHQ��EHU�GLH�5HFKWH�GHV�.LQGHV��9RUEHKDOW��
¾ )DNXOWDWLYSURWRNROO� ]XP� hEHUHLQNRPPHQ� �EHU� GLH� 5HFKWH� GHV� .LQGHV�� EHWUHIIHQG�

.LQGHUKDQGHO�� .LQGHUSURVWLWXWLRQ� XQG� .LQGHUSRUQRJUDILH� �EHILQGHW� VLFK� LP�
5DWLIL]LHUXQJVYHUIDKUHQ���

 
����� 'HQ�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]�LQ�(XURSD�VWlUNHQ�
Dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte fehlt u.a. die Kompetenz, Beschlüsse der 
EU auf ihre Übereinstimmung mit europäischen Menschenrechtsnormen zu überprüfen. 
 

¾ 'LH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROO� VLFK� GDI�U� HLQVHW]HQ�� GDVV� WURW]� GHV� YRUOlXILJHQ�
6FKHLWHUQV� GHV� (8�9HUWUDJV� GLH� *UXQGUHFKWH�&KDUWD� LQ� GHU� (8� YHUELQGOLFK� XQG� YRU� GHP�
(XURSlLVFKHQ�*HULFKWVKRI�YROO�HLQNODJEDU�ZLUG��(EHQVR�VROOWH�VLH�VLFK�GDI�U�HLQVHW]HQ��GDVV�
GLH� (8� LKU� +DQGHOQ� GHU� (XURSlLVFKHQ� 0HQVFKHQUHFKWVNRQYHQWLRQ� XQG� GHU� UHYLGLHUWHQ�
(XURSlLVFKHQ�6R]LDOFKDUWD�XQWHURUGQHW� 

¾ 'DU�EHU�KLQDXV�VROO�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�GLH�8PVHW]XQJ�GHU�VHFKV�(8�/HLWOLQLHQ�]X�
0HQVFKHQUHFKWHQ�DNWLY�YRUDQWUHLEHQ���

¾ (EHQVR� VROOWH� GLH� YRQ� GHU� (XURSlLVFKHQ� .RPPLVVLRQ� LP� -XOL� ����� IRUPXOLHUWH� (8�
.LQGHUUHFKWVVWUDWHJLH�XQWHU�%HWHLOLJXQJ�GHU�=LYLOJHVHOOVFKDIW�±�X�D��.LQGHU�XQG�-XJHQGOLFKH�±�
HUDUEHLWHW�XQG�XPJHVHW]W�ZHUGHQ���

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� KlOW� HV� I�U� GULQJHQG� JHERWHQ�� GDVV� GLH� %XQGHVUHSXEOLN�
'HXWVFKODQG�GLH�(XURSDUDWVNRQYHQWLRQ�]XU�%HNlPSIXQJ�GHV�0HQVFKHQKDQGHOV�YRP�����0DL�
������(76�1U�������UDWLIL]LHUW��

 
����� 0HQVFKHQUHFKWH�LQ�GHU�$X�HQSROLWLN�VFK�W]HQ�XQG�I|UGHUQ�
Schutz und Förderung von Menschenrechten fallen immer dann überzeugend aus, wenn die 
Regierungspolitik sich selbst erkennbare Standards setzt. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW�� GLH� 3UD[LV� GHU� $X�HQSROLWLN� DQ�
0HQVFKHQUHFKWVVWDQGDUGV� DXV]XULFKWHQ� XQG� LQVEHVRQGHUH� EHL� JUDYLHUHQGHQ�
0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJHQ� DNWLYH� 6FKULWWH� ]X� XQWHUQHKPHQ� ±� ZLH� 'HPDUFKHQ��
GLSORPDWLVFKHQ� 'UXFN� XQG� OHW]WOLFK� DXFK� 6DQNWLRQHQ� ±� VRZLH� GLH� 8QWHUVW�W]XQJ� YRQ� XQG�
=XVDPPHQDUEHLW�PLW�0HQVFKHQUHFKWVJUXSSHQ�YRU�2UW�]X�VXFKHQ��

¾ (EHQVR� IRUGHUW�GDV�)2580 0(16&+(15(&+7(�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI�� LKUH�
0RQLWRULQJ�� XQG� )U�KZDUQPHFKDQLVPHQ� ]X� VWlUNHQ�� XP� PHQVFKHQUHFKWOLFKH�
*HIlKUGXQJVODJHQ� ]X� HUNHQQHQ� XQG� PHQVFKHQUHFKWOLFK� EHGURKOLFKH� $XVZLUNXQJHQ� GHU�
HLJHQHQ�ELODWHUDOHQ�XQG�PXOWLODWHUDOHQ� 3ROLWLN� LP�$XVODQG� ]X� LGHQWLIL]LHUHQ��%HLP�9RUOLHJHQ�
NRQNUHWHU� $QKDOWVSXQNWH� I�U� HLQH� *HIlKUGXQJ� LVW� HLQH� ]�JLJH� XQG� HIIHNWLYH� 5HDNWLRQ�
VLFKHU]XVWHOOHQ��

�
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����� 0HQVFKHQUHFKWVYHUWHLGLJHU�LQQHQ�VFK�W]HQ�XQG�DXIQHKPHQ�
Die fehlende Konsistenz zwischen EU-Staaten als auch vis-à-vis Drittstaaten ist offensichtlich, 
ebenso die fehlende Einbettung des Themas in die generelle Politik (Mainstreaming). Das 
Engagement zugunsten von Menschenrechtsverteidiger/innen ist zu stark von individuellen 
Initiativen abhängig und bietet insofern keinen effektiven Schutz. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI�� GLH�
$XVODQGVYHUWUHWXQJHQ�QDFKGU�FNOLFK�DQ]XZHLVHQ��VLFK�YRU�2UW�HQWVFKLHGHQHU�I�U�GHQ�6FKXW]�
EHGURKWHU�0HQVFKHQUHFKWVYHUWHLGLJHU�LQQHQ�HLQ]XVHW]HQ��

¾ 'D]X� P�VVHQ� GLH� (8�/HLWOLQLHQ� I�U� 0HQVFKHQUHFKWVYHUWHLGLJHU�LQQHQ� NRQVHTXHQW� XQG�
NRKlUHQW�XPJHVHW]W�ZHUGHQ��

¾ 6RZHLW� 0HQVFKHQUHFKWVYHUWHLGLJHU�LQQHQ� DXI� *UXQG� LKUHU� *HIlKUGXQJ� LKU� /DQG� YHUODVVHQ�
P�VVHQ��VROOWHQ�GLH�GHXWVFKHQ�$XVODQGVYHUWUHWXQJHQ�EHL�GHU�$XVUHLVH�XQG�GHU�6XFKH�QDFK�
HLQHP�$XIQDKPHVWDDW� KHOIHQ�� ,VW� HLQH� YRU�EHUJHKHQGH�RGHU� DXFK�GDXHUKDIWH� $XIQDKPH� LQ�
'HXWVFKODQG� HUIRUGHUOLFK�� GDQQ� VROOWH� VLH� XQE�URNUDWLVFK� XQG� VFKQHOO� HUP|JOLFKW� ZHUGHQ��
+LHU]X� PXVV� GLH� %XQGHVUHJLHUXQJ� LQ� HLQHQ� ]LHOJHULFKWHWHQ� 'LDORJ� PLW� /lQGHUQ� XQG�
.RPPXQHQ� WUHWHQ��'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� YRQ�GHU�%XQGHVUHJLHUXQJ�GLH�
(UDUEHLWXQJ� YHUELQGOLFKHU� 5LFKWOLQLHQ�� XP� 9RUDXVVHW]XQJHQ� XQG� 8QWHUVW�W]XQJVOHLVWXQJHQ�
I�U�HLQH�$XIQDKPH�]X�UHJHOQ��

�
����� 6FKXW]�VH[XHOOHU�0LQGHUKHLWHQ�ZHOWZHLW�YRUDQEULQJHQ�
In mehr als 80 Staaten wird Homosexualität noch strafrechtlich verfolgt, in einigen Ländern der 
islamischen Welt sogar mit Todesstrafe bedroht. Auch in Europa sind staatliche Stellen daran 
beteiligt, Lesben, Schwule, Bi-, Trans- und Intersexuelle in die gesellschaftliche Unsichtbarkeit zu 
zwingen und ihnen das Recht auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit vorzuenthalten. 
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� JHPHLQVDP�
PLW�GHQ�(8�3DUWQHUQ�GHQ�<RJ\DNDUWD�3ULQ]LSLHQ��������]XP�'XUFKEUXFK�]X�YHUKHOIHQ��'LHVH�
IRUGHUQ�HLQH�V\VWHPDWLVFKH�0HQVFKHQUHFKWVSROLWLN�DXI�LQWHUQDWLRQDOHU�ZLH�QDWLRQDOHU�(EHQH�
LQ�%H]XJ�DXI�GLH�5HFKWH�YRQ�/HVEHQ��6FKZXOHQ��7UDQV��XQG� ,QWHUVH[XHOOHQ�HLQ�XQG�lFKWHQ�
GLH�9HUIROJXQJ�XQG�'LVNULPLQLHUXQJ�YRQ�/HVEHQ��6FKZXOHQ��%L��� 7UDQV��XQG� ,QWHUVH[XHOOHQ�
DOV�VFKZHUH�0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJ��

 
Wir begrüßen, dass die Bundesregierung diplomatische Initiativen innerhalb der UN zur 
Entkriminalisierung von Lesben, Schwulen, Bi-, Trans- und Intersexuellen vorbehaltlos 
unterstützt hat; so zuletzt im Dezember 2008, als sich die UN-Generalversammlung in New York 
erstmals mit den Menschenrechten dieser Bevölkerungsgruppen befasste. 
 

¾ (EHQVR� VROOWH� VLFK� GLH� %XQGHVUHJLHUXQJ� LQ� 'HXWVFKODQG� GDI�U� HLQVHW]HQ�� GLH�
%HQDFKWHLOLJXQJ� YRQ� HLQJHWUDJHQHQ� /HEHQVSDUWQHUVFKDIWHQ� ]X� �EHUZLQGHQ� XQG� GDV�
7UDQVVH[XHOOHQJHVHW]�]X�UHIRUPLHUHQ��

�
����� 'DV�9|ONHUVWUDIJHVHW]EXFK�XPVHW]HQ�
Das FORUM MENSCHENRECHTE begrüßt das seit 2002 geltende Völkerstrafgesetzbuch, das 
die strafrechtliche Verfolgung von Menschenrechtsverletzungen in Deutschland ermöglicht, auch 
wenn diese in anderen Staaten und nicht an Deutschen begangen wurden. Das 
Völkerstrafgesetzbuch kam jedoch seit Inkrafttreten vor sieben Jahren bislang nicht zur 
Anwendung; trotz rund 60 Anzeigen wurde kein Straftäter verfolgt. 
 

¾ 'DKHU� VROOWH� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� �� ���I� GHU� 6WUDISUR]HVVRUGQXQJ� lQGHUQ�� VR�
GDVV� GLH� $EOHKQXQJ� GHU� (U|IIQXQJ� HLQHV� 9HUIDKUHQV� GXUFK� GHQ� *HQHUDOEXQGHVDQZDOW�
MXULVWLVFK��EHUSU�IW�ZHUGHQ�NDQQ.�

¾ )�U� VFKZHUH�0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJHQ� LP� $XVODQG� VROOWHQ� YHUDQWZRUWOLFKH� 5HJLHUHQGH�
WURW]�XQG�JHUDGH�ZHJHQ�LKUHV�KRKHQ�5DQJHV�NHLQH�,PPXQLWlW�JHZlKUW�EHNRPPHQ��

�
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���� 6FKXW]�XQG�)|UGHUXQJ�YRQ�0HQVFKHQUHFKWHQ�LQ�'HXWVFKODQG�
����� 9RU�'LVNULPLQLHUXQJ�VFK�W]HQ�
Der Schutz vor Diskriminierung ist ein zentraler Bestandteil der Menschenrechte. Der Staat ist 
aufgefordert, keine diskriminierenden Maßnahmen zu ergreifen, indirekte Diskriminierungen zu 
eliminieren sowie zielgruppenspezifische und geschlechterdifferenzierte Schutzmaßnahmen vor 
Diskriminierungen im privaten Bereich zu ergreifen. Zu den von Diskriminierung Betroffenen 
zählen u.a. Menschen ausländischer Herkunft, ethnische Minderheiten in Deutschland, 
Menschen in Armut, mit Behinderungen, Alte, Kinder, Schwule, Lesben, Bi-, Trans- und 
Intersexuelle. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� PLW� 1DFKGUXFN� GD]X� DXI�� NHLQHQ� :DKONDPSI� ]X�
I�KUHQ��GHU�9RUXUWHLOH�XQG�GLVNULPLQLHUHQGH�(LQVWHOOXQJHQ�PRELOLVLHUW�RGHU�VFK�UW���

¾ ,Q� GHU� NRPPHQGHQ� /HJLVODWXUSHULRGH� VROOWH� GDV� ���� 3URWRNROO� ]XU� (XURSlLVFKHQ�
0HQVFKHQUHFKWVNRQYHQWLRQ� �(05.�� UDWLIL]LHUW� ZHUGHQ�� GDV� HLQ� DOOJHPHLQHV�
$QWLGLVNULPLQLHUXQJVJHERW� XQG� GLH� 0|JOLFKNHLW� HQWKlOW�� VLFK� DQ� GHQ� (XURSlLVFKHQ�
*HULFKWVKRI�I�U�0HQVFKHQUHFKWH�]X�ZHQGHQ���

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI�� LP�(LQNODQJ�
PLW� GHP� *HVHW]HQWZXUI� GHV� %XQGHVUDWHV� I�U� HLQ� 6WUDIUHFKWVlQGHUXQJVJHVHW]� VRZLH� GHP�
5DKPHQEHVFKOXVVHV� GHU� (8� YRP� ���� 1RYHPEHU� ����� UDVVLVWLVFKH� %HZHJJU�QGH� DOV�
6WUDI]XPHVVXQJVJUXQG� LQ� GDV� 6WUDIJHVHW]EXFK� DXI]XQHKPHQ�� 'LH� ZLHGHUKROWHQ�
(PSIHKOXQJHQ� GHU� (XURSlLVFKHQ� .RPPLVVLRQ� JHJHQ� 5DVVLVPXV� XQG� ,QWROHUDQ]� �(&5,��
VROOWHQ�XPJHVHW]W�XQG�HLQ�XQDEKlQJLJHV�)DFKRUJDQ�LQ�)RUP�HLQHU�'HXWVFKHQ�.RPPLVVLRQ�
JHJHQ�5DVVLVPXV�HUULFKWHW�ZHUGHQ��

�
Das FORUM MENSCHENRECHTE begrüßt die vom Deutschen Bundestag einstimmig 
beschlossene Forderung an die Bundesregierung, ein Expertengremium aus Wissenschaftlern 
und Praktikern zu beauftragen, in regelmäßigen� Abständen Berichte zum Antisemitismus in 
Deutschland mit Empfehlungen zu seiner wirksamen Bekämpfung zu erstellen.  
 

¾ 'LH� %XQGHVUHJLHUXQJ�PXVV� JHZlKUOHLVWHQ�� GDVV� GLH�0LWJOLHGHU� GHV� ([SHUWHQJUHPLXPV� LKU�
0DQGDW� XQDEKlQJLJ� XQG� XQSDUWHLLVFK� DXV�EHQ� XQG� NHLQHQ� :HLVXQJHQ� YRQ�
5HJLHUXQJVVWHOOHQ�XQWHUZRUIHQ�VLQG��'HP�*UHPLXP�VROOWHQ�QHEHQ�9HUWUHWHUQ�GHV�=HQWUDOUDWV�
GHU� -XGHQ� ZHLWHUH� 5HSUlVHQWDQWHQ� GHU� =LYLOJHVHOOVFKDIW� XQG� YRQ� QLFKWVWDDWOLFKHQ�
0HQVFKHQUHFKWVRUJDQLVDWLRQHQ�DQJHK|UHQ��9HUWUHWHU�GHU�([HNXWLYH�VROOWHQ�NHLQ�6WLPPUHFKW�
KDEHQ��

�
Antisemitismus ist eine – wenngleich besondere – Erscheinungsform des Rassismus‘. Das 
FORUM MENSCHENRECHTE empfiehlt, unter Beteiligung des Zentralrats der Juden sorgfältig 
zu prüfen, ob eine Erweiterung des Mandats des Expertengremiums auf alle 
Erscheinungsformen des Rassismus sinnvoll wäre. Dabei muss die Zusammensetzung des 
Gremiums gewährleisten, dass die Besonderheiten des Antisemitismus in Deutschland in den 
Fokus gerückt werden. In seinen allgemeinen politischen Empfehlungen Nr. 2 und 9 tritt ECRI für 
ein einheitliches Gremium zur Bekämpfung von Rassismus, Antisemitismus und Fremdenhass 
ein. 
Der von der Bundesregierung vorgelegte Nationale Aktionsplan gegen Rassismus weist 
grundsätzliche Defizite auf. 
 

¾ 'HU� 1DWLRQDOH� $NWLRQVSODQ� JHJHQ� 5DVVLVPXV� EHGDUI� GULQJHQG� GHU� (YDOXLHUXQJ��
$NWXDOLVLHUXQJ�� )RUWVFKUHLEXQJ� XQG� :HLWHUHQWZLFNOXQJ� ]X� HLQHU� XPIDVVHQGHQ� XQG� DOOH�
VWDDWOLFKHQ�(EHQHQ�HUIDVVHQGHQ�.RQ]HSWLRQ�VRZLH�GHU�0D�QDKPHQ�XQG�0HFKDQLVPHQ�GHU�
8PVHW]XQJ���

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� LQ� GLHVHP� =XVDPPHQKDQJ� DXFK� HLQHQ�
NRRUGLQLHUWHQ�� QDWLRQDOHQ� $NWLRQVSODQ� JHJHQ� +RPRSKRELH� XQG� GHVVHQ� 'LVNXVVLRQ� VRZLH�
8PVHW]XQJ�XQWHU�%HWHLOLJXQJ�GHU�=LYLOJHVHOOVFKDIW��

�
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Das FORUM MENSCHENRECHTE stellt mit Bedauern fest, dass die &KDUWD�GHU�(XURSlLVFKHQ�
3ROLWLVFKHQ�3DUWHLHQ�I�U�HLQH�QLFKWUDVVLVWLVFKH�*HVHOOVFKDIW vom Februar 1998 nicht von allen im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien unterzeichnet worden, und dass die Umsetzung der 
Charta in Deutschland unzureichend ist. 
 

¾ 3DUWHLHQ�� GLH� GLH� &KDUWD� ELVKHU� QLFKW� XQWHU]HLFKQHW� KDEHQ�� VROOWHQ� GLHV� XQYHU]�JOLFK�
QDFKKROHQ��$OOH�3DUWHLHQ�VROOWHQ�GHQ�9HUSIOLFKWXQJHQ�GHU�&KDUWD�QDFKNRPPHQ�XQG�GDU�EHU�
|IIHQWOLFK�5HFKHQVFKDIW�DEOHJHQ��

�
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz stellt einen bedeutenden Schritt zum Abbau von 
Diskriminierung dar. Allerdings bleibt es hinter den Anforderungen der EU-Richtlinien, z.B. der 
Antirassismus-Richtlinie, zurück. Ebenso ist die Zusammenarbeit mit den Bundesländern 
mangelhaft. 
 

¾ 'DV�$OOJHPHLQH�*OHLFKEHKDQGOXQJVJHVHW]� EHGDUI� GHU�.RUUHNWXU��GLH�DXFK�GHQ�(QWZXUI� GHU�
(8�.RPPLVVLRQ��-XOL�������I�U�HLQH�QHXH�$QWL�'LVNULPLQLHUXQJVULFKWOLQLH�EHU�FNVLFKWLJW��6ROO�
'LVNULPLQLHUXQJ� ZLUNVDP� ]XU�FNJHGUlQJW� ZHUGHQ�� PXVV� GDV� 0DQGDW� GHU�
$QWLGLVNULPLQLHUXQJVVWHOOH� GHV� %XQGHV� GHXWOLFK� JHVWlUNW� ZHUGHQ�� ]�%�� GXUFK�
8QWHUVXFKXQJVIXQNWLRQHQ� PLW� $XVNXQIWVUHFKWHQ� DXFK� JHJHQ�EHU� 3ULYDWHQ� XQG� HLQHU�
6FKLHGVVWHOOHQIXQNWLRQ� 

 
����� 0HQVFKHQUHFKWH� DOV� 0D�VWDE� GHU� 6R]LDO��� *HVXQGKHLWV��� %LOGXQJV�� XQG�

$UEHLWVPDUNWSROLWLN�±�hEHUZLQGXQJ�GHU�$UPXW�DOV�0HQVFKHQUHFKWVDQOLHJHQ�
Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich in Deutschland immer weiter. Armut tritt nicht 
zufällig auf und schränkt die Möglichkeiten der Betroffenen ein, ihre Rechte wahrzunehmen. 
Armut wirkt sich negativ auf den Zugang zu umfassender Bildung und hinreichender 
Gesundheitsversorgung, auf die Inanspruchnahme der Justiz sowie die faktische Beteiligung am 
gesellschaftlichen Leben aus. Ebenso ist in Deutschland eine flächendeckende 
menschenwürdige Grundversorgung der rund fünf Millionen Pflegebedürftigen nicht 
gewährleistet. Im Bereich der Altenpflege bestehen strukturelle Defizite bei der 
menschenwürdigen Grundversorgung. 
�

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� YRQ� GHU� ]XN�QIWLJHQ� 5HJLHUXQJ�� YRQ� $UPXW�
EHWURIIHQHQ� 0HQVFKHQ� GLH� 0|JOLFKNHLWHQ� ]X� VFKDIIHQ�� LKUH� SHUV|QOLFKHQ� )lKLJNHLWHQ�
XPIDVVHQG�KHUDXV]XELOGHQ�XQG�]X�HQWIDOWHQ��

¾ :LU�IRUGHUQ�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�HEHQVR�DXI��GLH�:DKUXQJ�GHU�0HQVFKHQUHFKWH�DXV�
GHP� 81�=LYLOSDNW� XQG� 81�6R]LDOSDNW� LP� ,QQHUHQ� ]X� JHZlKUOHLVWHQ�� 'D]X� JHK|UW� HLQ�
3URJUDPP� ]XU� H[LVWHQ]VLFKHUQGHQ� (UZHUEVDUEHLW�� GLH� %HNlPSIXQJ� GHU� $UPXW� XQG� GHU�
VR]LDOHQ� $XVJUHQ]XQJ� VRZLH� GHU�$QJOHLFKXQJ�GHU� /|KQH��*HKlOWHU� XQG�GHV�5HQWHQZHUWHV�
]ZLVFKHQ� 2VW�� XQG� :HVWGHXWVFKODQG�� %HVWHKHQGH� *HVHW]H� P�VVHQ� KLHU� NRQVHTXHQWHU�
XPJHVHW]W�XQG�VWUXNWXUHOOH�0lQJHO�EHL�.RQWUROOLQVWUXPHQWHQ�EHKREHQ�ZHUGHQ���

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�JHQHUHOO�GD]X�DXI��
GLH�3DUWL]LSDWLRQ�DOOHU�LQ�'HXWVFKODQG�OHEHQGHQ�EHQDFKWHLOLJWHQ�0HQVFKHQ�]X�VWlUNHQ��

�
����� $V\OVXFKHQGH�XQG�)O�FKWOLQJH�DXIQHKPHQ�
Das Hochkommissariat für Flüchtlinge betreut weltweit rund 25 Millionen Menschen, die Opfer 
von Verfolgung, Menschenrechtsverletzungen und Kriegen sind. Asylsuchende und Flüchtlinge 
können die Bundesrepublik legal kaum mehr erreichen, und selbst dann erwartet sie oft kein 
faires Asylverfahren. Das FORUM MENSCHENRECHTE ist äußerst besorgt, dass Deutschland 
und die Europäische Union die Menschenrechte von Asylsuchenden und Flüchtlingen massiv 
verletzen. 
Auf ihrem Weg in die EU sind Tausende Flüchtlinge im Mittelmeer und Atlantik gestorben. Statt 
Rettungsdienste auszubauen, reagieren die EU-Staaten mit weiteren Abschottungsmaßnahmen. 
Nationale Grenzpolizeibehörden und die EU-Agentur FRONTEX drängen Flüchtlingsboote in 
Drittstaaten zurück und verletzten dadurch das Refoulement-Verbot nach der EMRK und Genfer 
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Flüchtlingskonvention. Die EU kooperiert zudem mit Drittstaaten in Nordafrika und der Ukraine, 
die Flüchtlinge und Migranten aufhalten sollen.  
 

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� NHLQH� $XVODJHUXQJ� GHV� )O�FKWOLQJVVFKXW]HV� XQG�
GHU�0LJUDWLRQVNRQWUROOH�DXI�6WDDWHQ��GLH�0HQVFKHQUHFKWH�YHUOHW]HQ�

�
Die Folgen der Auslagerung sind der faktische Ausschluss vom Schutz in der EU. Innerhalb der 
EU werden die Rechte von Asylsuchenden durch die Verteilung der Zuständigkeiten bei der 
Durchführung von Asylverfahren innerhalb der EU (Dublin II) verletzt. Unabhängig von der 
Existenz eines fairen Asylverfahrens werden die Flüchtlinge in den „zuständigen“ Staat 
verbracht. Die EU hat einheitliche Mindeststandards für den Flüchtlingsschutz geschaffen. In 
Deutschland sind die Asyl-Richtlinien der EU nur unzureichend und in Teilen gar nicht umgesetzt 
worden. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� LKUH�
9HUDQWZRUWXQJ�I�U�GHQ�ZHOWZHLWHQ�)O�FKWOLQJVVFKXW]�ZDKU]XQHKPHQ�XQG�QDFK�'HXWVFKODQG�
NRPPHQGHQ� )O�FKWOLQJHQ� 6FKXW]� ]X� JHZlKUHQ�� GDV� $V\OYHUIDKUHQ� HIIHNWLY� XQG� IDLU� ]X�
JHVWDOWHQ���

¾ 'LH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�PXVV�GDI�U�6RUJH�WUDJHQ��GDVV�)O�FKWOLQJH�DXI�+RKHU�6HH�
LQ�GHQ�QlFKVWHQ�VLFKHUHQ�+DIHQ�LQ�GHU�(8�JHEUDFKW�XQG�QLFKW�DEJHIDQJHQ�XQG�DEJHGUlQJW�
ZHUGHQ��

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�HEHQVR�GD]X�DXI��
GLH�(8�5LFKWOLQLHQ�YROOVWlQGLJ�XP]XVHW]HQ��,QVEHVRQGHUH�PXVV�GLH�IHKOHQGH�8PVHW]XQJ�GHU�
5LFKWOLQLH� �EHU� GLH� VR]LDOHQ� $XIQDKPHEHGLQJXQJHQ� I�U� $V\OEHZHUEHU� QDFKJHKROW� ZHUGHQ��
GLH� HLQH� DQJHPHVVHQH� 8QWHUVW�W]XQJ� YRQ� EHVRQGHUV� 6FKXW]EHG�UIWLJHQ� ±� ZLH� .UDQNH��
7UDXPDWLVLHUWH�� )ROWHU�EHUOHEHQGH�� XQEHJOHLWHWH� 0LQGHUMlKULJH�� )UDXHQ� ±� YRUVLHKW�� 'LH�
IHKOHUKDIWH� 8PVHW]XQJ� GHU� 4XDOLILNDWLRQVULFKWOLQLH� PXVV� HQWVSUHFKHQG� GHU� (X*+�
5HFKWVSUHFKXQJ� NRUULJLHUW� ZHUGHQ�� GLH� GHQ� 6FKXW]� YRQ� %�UJHUNULHJVIO�FKWOLQJHQ� JHVWlUNW�
KDW���

¾ 'LH� (8�=XVWlQGLJNHLWVYHURUGQXQJ� 'XEOLQ� ,,� PXVV� JUXQGOHJHQG� LP� 6LQQH� GHV�
6FKXW]EHG�UIQLVVHV�XQG�ZHLWHUHU�,QWHUHVVHQ�GHU�)O�FKWOLQJH�UHIRUPLHUW�ZHUGHQ��

¾ :LU� HUZDUWHQ� GDU�EHU� KLQDXV�� GDVV� GDV� %XQGHVDPW� I�U� 0LJUDWLRQ� XQG� )O�FKWOLQJH� VHLQH�
(QWVFKHLGXQJVSUD[LV�LP�$V\OYHUIDKUHQ�YHUEHVVHUW�XQG�NHLQH�:LGHUUXIVYHUIDKUHQ�GXUFKI�KUW��
ZHQQ�HV�0HQVFKHQ� WURW]�SROLWLVFKHU�9HUlQGHUXQJHQ� LP�+HUNXQIWVODQG�QLFKW�P|JOLFK� LVW�� LQ�
6LFKHUKHLW�LQ�LKU�/DQG�]XU�FN]XNHKUHQ���

¾ (V� VROOWH� HLQ� MlKUOLFKHV� $XIQDKPHSURJUDPP� �5HVHWWOHPHQW�� I�U� )O�FKWOLQJH� LQ� GHU�
%XQGHVUHSXEOLN�HLQJHI�KUW�ZHUGHQ��

¾ *UXQGVlW]OLFK�KlOW�HV�GDV�)2580�0(16&+(15(&+7(�I�U�GULQJHQG�JHERWHQ�XQG�IRUGHUW�GLH�
]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� PLW� 1DFKGUXFN� GD]X� DXI�� GHQ� 6FKXW]� I�U� $V\OVXFKHQGH� XQG�
)O�FKWOLQJH�VR�XPIDVVHQG�ZLHGHUKHU]XVWHOOHQ��GDVV�HU�$UWLNHO����$EV����6DW]���*UXQGJHVHW]�
HQWVSULFKW��

�
����� +XPDQHQ� 8PJDQJ� PLW� 0LJUDQW�LQQHQ� XQG� )O�FKWOLQJHQ� RKQH� VLFKHUHQ�

$XIHQWKDOWVVWDWXV�JHZlKUOHLVWHQ�
Die gegenwärtige Asyl- und Ausländerpolitik verweigert über 100.000 Migrant/innen und 
Flüchtlingen einen sicheren Aufenthaltsstatus. Die Altfallregelung, die Ende 2009 ausläuft, bringt 
vielen Betroffenen keine Lösung, da nicht zuletzt wegen der Wirtschaftskrise die hohe Hürde der 
eigenständigen Lebensunterhaltssicherung für viele nicht erfüllbar ist. Statt den Betroffenen ein 
menschenwürdiges Leben zu ermöglichen und Kettenduldungen abzuschaffen, drängen Bundes- 
und Länderinnenminister auf Abschiebungen – sogar von Kranken und Traumatisierten. 
Familientrennungen in Krisengebiete werden gezielt in Kauf genommen. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� HLQH�
ZLUNVDPH�%OHLEHUHFKWVUHJHOXQJ�]X�VFKDIIHQ��.HWWHQGXOGXQJHQ�P�VVHQ�DEJHVFKDIIW�ZHUGHQ��
:HU�ODQJH�LQ�'HXWVFKODQG�OHEW��PXVV�EOHLEHQ�G�UIHQ���

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� LQ� GLHVHP�
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=XVDPPHQKDQJ� DXI�� GLH� $XVUHLVHSIOLFKW� QLFKW� XP� MHGHQ� 3UHLV� GXUFK]XVHW]HQ�� VRQGHUQ�
NUDQNHQ��WUDXPDWLVLHUWHQ��JHIlKUGHWHQ�VRZLH�KLHU�YHUZXU]HOWHQ�0HQVFKHQ�HLQHQ�VLFKHUHQ�XQG�
PHQVFKHQZ�UGLJHQ� $XIHQWKDOW� ]X� JHZlKUHQ�� 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� HULQQHUW�
GDUDQ��GDVV�)DPLOLHQ�XQWHU�GHP�EHVRQGHUHQ�6FKXW]�GHV�*UXQGJHVHW]HV�VWHKHQ��XQDEKlQJLJ�
YRQ�GHU�NXOWXUHOOHQ�RGHU�QDWLRQDOHQ�+HUNXQIW�RGHU�GHV�$XIHQWKDOWVVWDWXV��

�
����� 5HFKWH�YRQ�0HQVFKHQ�RKQH�$XIHQWKDOWVSDSLHUH�VLFKHUQ�
Kein Mensch ist illegal. 
�

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��GDV�5HFKW�DXI�
%LOGXQJ��DXI�*HVXQGKHLW�XQG�GLH�5HFKWH�LQ�GHU�$UEHLW�GXUFK]XVHW]HQ��'LHVH�0HQVFKHQUHFKWH�
P�VVHQ� XQDEKlQJLJ� YRP� $XIHQWKDOWVVWDWXV� UHDOLVLHUW� ZHUGHQ�� (QWVSUHFKHQG� PXVV� GLH�
%XQGHVUHJLHUXQJ� JHJHQ�EHU� GHQ� %XQGHVOlQGHUQ� GDUDXI� GUlQJHQ�� GDVV� DOOH� .LQGHU� GDV�
5HFKW� DXI� 6FKXOEHVXFK� KDEHQ�� GDVV� DOOH� LQ� 'HXWVFKODQG� OHEHQGH� 0HQVFKHQ� PHGL]LQLVFK�
YHUVRUJW�ZHUGHQ�XQG�EHL�UHFKWVZLGULJ�HLQEHKDOWHQHQ�/|KQHQ�NODJHQ�N|QQHQ��RKQH�GDVV�VLH�
LQ�*HIDKU�JHUDWHQ��DEJHVFKREHQ�]X�ZHUGHQ���

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��GLH�0HOGHSIOLFKW�
DOOHU� |IIHQWOLFKHQ� 6WHOOHQ� DE]XVFKDIIHQ� XQG� GLH� $XIJDEHQ� ]XU� 9HUZLUNOLFKXQJ� GHU�
ZLUWVFKDIWOLFKHQ��VR]LDOHQ�XQG�NXOWXUHOOHQ�0HQVFKHQUHFKWH�ZDKU]XQHKPHQ��

¾ )�U� GDXHUKDIW� LQ� 'HXWVFKODQG� OHEHQGH� 0HQVFKHQ� RKQH� 3DSLHUH� PXVV� HLQH�
$XIHQWKDOWVSHUVSHNWLYH�JHVFKDIIHQ�ZHUGHQ��

�
����� 5HFKWH�GHU�)O�FKWOLQJVNLQGHU�VWlUNHQ�
Viele nach Deutschland geflüchtete Kinder mussten ihre Heimat und ihre Familie verlassen. Sie 
haben Kriege, Bürgerkriege oder Verfolgung am eigenen Leib erlebt, wurden misshandelt oder 
(sexuell) ausgebeutet. Sie bedürfen eines besonderen Schutzes. Die UN-Kinderrechtskonvention 
gilt in Deutschland jedoch nur mit einem Vorbehalt5. Das in Deutschland geltende Recht und die 
gängige Praxis berücksichtigen die Schutzbedürftigkeit und das Kindeswohl vor allem von 
unbegleiteten Flüchtlingskindern nicht hinreichend und stehen internationalen Standards 
entgegen. Im Asylverfahren werden sie ab 16 Jahren wie Erwachsene behandelt, im 
Flughafenverfahren über Wochen oder Monate in Gewahrsam genommen. Dies verletzt das 
Völkerrecht wie auch EU-Richtlinien.  
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH�5�FNQDKPH�GHU�9RUEHKDOWVHUNOlUXQJ�]XU�81�
.LQGHUUHFKWVNRQYHQWLRQ�XQG�GLH�%HDFKWXQJ�GHU�(8�5LFKWOLQLHQ��

�
Das Zuwanderungsgesetz geht auf die Rechte von Flüchtlingskindern nicht mit der notwendigen 
Sorgfalt und Angemessenheit ein.  
 

¾ 'LH�/DJH�GLHVHU�.LQGHU�PXVV�GXUFK�HLQH�DXVGU�FNOLFKH�5HJHOXQJ�YHUEHVVHUW�ZHUGHQ��GLH�GDV�
.LQGHVZRKO�NRQVHTXHQW�EHU�FNVLFKWLJW���

 
Bisher fehlt ein wirksamer Mechanismus zur frühzeitigen Identifizierung von besonders 
schutzbedürftigen Kindern und Jugendlichen. Außerdem verhindert die Praxis der 
Altersfeststellung bei unbegleiteten minderjährigen Jugendlichen mit Festlegung der 
Asylmündigkeit auf 16 Jahre die adäquate Versorgung und Förderung dieser Jugendlichen. 
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�EXQGHVZHLW�GLH�(LQULFKWXQJ�YRQ�&OHDULQJVWHOOHQ�I�U�
GLH� (UVWYHUVRUJXQJ� XQEHJOHLWHWHU� PLQGHUMlKULJHU� )O�FKWOLQJH� VRZLH� GLH� 'XUFKI�KUXQJ� YRQ�
&OHDULQJYHUIDKUHQ��XP�LKUHQ�LQGLYLGXHOOHQ�+LOIHEHGDUI�IHVW]XVWHOOHQ� 

 
Der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat anlässlich des Berichts der Bundesregierung in 
Bezug auf die Umsetzung des Fakultativprotokolls zu Kindern in bewaffneten Konflikten 
erhebliche Mängel in der deutschen Praxis festgestellt.  
                                                 
5
 Erklärung der Bundesregierung im Rahmen der Ratifizierung am 05.04.1992. 
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¾ ,Q� %H]XJ� DXI� .LQGHUVROGDWHQ�� IRUGHUW� GDV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� GLH� ]XN�QIWLJH�

%XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GLH� Ã$EVFKOLH�HQGHQ� %HPHUNXQJHQµ� GHV� 81�$XVVFKXVVHV� I�U� GLH�
5HFKWH�GHV�.LQGHV�EHNDQQW�]X�JHEHQ�XQG�XP]XVHW]HQ��6R�PXVV�VLFKHUJHVWHOOW�ZHUGHQ��GDVV�
HKHPDOLJHQ�.LQGHUVROGDWHQ�HIIHNWLYHU�6FKXW]�]XWHLO�ZLUG�XQG�LKUH�9HUIDKUHQ�EHLP�%XQGHVDPW�
I�U� 0LJUDWLRQ� XQG� )O�FKWOLQJH� DXVVFKOLH�OLFK� YRQ� EHVRQGHUV� JHVFKXOWHP� 3HUVRQDO�
GXUFKJHI�KUW�ZHUGHQ���

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW�� GDVV� JHQ�JHQG� 7KHUDSLHSOlW]H� ]XU� 9HUI�JXQJ�
JHVWHOOW� ZHUGHQ�� ZLOON�UOLFKH� $OWHUVIHVWVHW]XQJHQ� XQWHUEOHLEHQ� XQG� GLH� 0LQGHUMlKULJHQ�
=XJDQJ�]X�UHOHYDQWHQ�,QIRUPDWLRQHQ�HUKDOWHQ� 

 
����� 2SIHU�YRQ�0HQVFKHQKDQGHO�PLW�EHVVHUHQ�5HFKWHQ�DXVVWDWWHQ�
Menschenhandel verletzt Menschenrechte in gravierender Weise. Wir erkennen an, dass in den 
vergangenen Jahren mit den Änderungen des Strafrechts 2005 und des Aufenthaltsgesetzes 
2007 der Weg zu einer besseren rechtlichen Absicherung der Opfer eingeschlagen worden ist. 
Gleichwohl existieren noch beträchtliche Defizite für einen angemessenen Schutz der Opfer. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI��
JHVFKOHFKWHUGLIIHUHQ]LHUWH� XQG� ]LHOJUXSSHQVSH]LILVFKH� 0D�QDKPHQ� I�U� %HWURIIHQH� GHV�
0HQVFKHQKDQGHOV� VRZRKO� LP� %HUHLFK� VH[XHOOHU� $XVEHXWXQJ� DOV� DXFK� LP� %HUHLFK� GHU�
$UEHLWVDXVEHXWXQJ� VWlUNHU� DXV]XEDXHQ�� ,QVEHVRQGHUH� VLQG� 8QWHUVW�W]XQJVVWUXNWXUHQ� LQ�
DXVUHLFKHQGHP�0D�H�XQG�IOlFKHQGHFNHQG�]X�VFKDIIHQ�VRZLH�GHUHQ�ILQDQ]LHOOH�)|UGHUXQJ�]X�
JHZlKUOHLVWHQ��

¾ (V� P�VVHQ� EXQGHVHLQKHLWOLFKH� 5HJHOXQJHQ� ]XU� EHGDUIVJHUHFKWHQ� $OLPHQWLHUXQJ�
HQWVSUHFKHQG� 6*%� ,,� E]Z�� 6*%� ;,,� �6R]LDOJHVHW]EXFK�� I�U� GLH� %HWURIIHQHQ� JHVFKDIIHQ�
ZHUGHQ�� 8QDEKlQJLJ� YRQ� GHU� $XVVDJHEHUHLWVFKDIW� GHU� %HWURIIHQHQ� VRZLH� YRP� 6WDWXV� GHU�
=HXJLQQHQ� XQG� =HXJHQ� VLQG� GHQ� %HWURIIHQHQ� QLFKW� QXU� EHL� DNXWHU� *HIlKUGXQJ� GXUFK� GDV�
WlWHUEH]RJHQH�8PIHOG�LP�+HLPDWODQG�JHEXQGHQH�$XIHQWKDOWVWLWHO�DXV�KXPDQLWlUHQ�*U�QGHQ�
]X�HUWHLOHQ�VRZLH�GLH�9RUDXVVHW]XQJHQ�I�U�HLQ�GDXHUKDIWHV�%OHLEHUHFKW�]X�VHQNHQ���

¾ 'DV� 7KHPD� .RPSHQVDWLRQ� XQG� =DKOXQJ� HQWJDQJHQHU� /|KQH� I�U� %HWURIIHQH� YRQ�
0HQVFKHQKDQGHO� PXVV� LQ� GLH� 0D�QDKPHQ� JHJHQ� 0HQVFKHQKDQGHO� HLQJHEXQGHQ� ZHUGHQ��
'LH� WDWVlFKOLFKH� 'XUFKVHW]XQJ� GHU� 5HFKWH� YRQ� %HWURIIHQHQ� DXI� (QWVFKlGLJXQJ� XQG�
DXVVWHKHQGH�/|KQH�PXVV�JHVLFKHUW�ZHUGHQ��(V�VLQG�YHUEHVVHUWH�0HFKDQLVPHQ�]X�VFKDIIHQ��
PLW�GHQHQ�%HWURIIHQH��EHU�LKUH�5HFKWH��GHQ�=XJDQJ�]X�GLHVHQ�5HFKWHQ�XQG�]X�EHVWHKHQGHQ�
8QWHUVW�W]XQJVVWUXNWXUHQ�LQIRUPLHUW�ZHUGHQ���

¾ 'LH� ]XVWlQGLJHQ� $NWHXUH�� ZLH� EHLVSLHOVZHLVH� %HK|UGHQ�� 5LFKWHU�LQQHQ� XQG� 6WDDWVDQZlOWH�
VRZLH� 6WDDWVDQZlOWLQQHQ� P�VVHQ� I�U� HLQHQ� VDFKJHUHFKWHQ� 8PJDQJ� PLW� GHQ� %HWURIIHQHQ�
JHVFKXOW� XQG� VHQVLELOLVLHUW� ZHUGHQ�� =XP� 6FKXW]� GHU� %HWURIIHQHQ� PXVV� GDV�
=HXJQLVYHUZHLJHUXQJVUHFKW� I�U� 0LWDUEHLWHU�LQQHQ� GHU� )DFKEHUDWXQJVVWHOOHQ� HLQJHI�KUW�
ZHUGHQ��

 
Zum Ausbau präventiver Maßnahmen gegen Menschenhandel ist auch der Bereich von Au-pair-
Verhältnissen zu berücksichtigen. 
 

¾ 8P� GLH� LP� 5DKPHQ� GHU� 'HUHJXOLHUXQJ� HQWVWDQGHQHQ� 5LVLNHQ� GHU� $XVEHXWXQJ� XQG� GHV�
0LVVEUDXFKV�YRQ�$X�SDLUV�]X�YHUPHLGHQ��PXVV�GLH�/L]HQ]LHUXQJ�DOOHU�$X�SDLU�$JHQWXUHQ�XQG�
HLQH�$JHQWXUSIOLFKW�ZLHGHU�HLQJHI�KUW�ZHUGHQ. 

 
����� =ZDQJVYHUKHLUDWXQJ�EHNlPSIHQ�XQG�2SIHU�ZLUNVDP�VFK�W]HQ�
Das FORUM MENSCHENRECHTE misst der Strafverfolgung bei Zwangsverheiratung hohe 
Bedeutung zu, erachtet jedoch die Prävention, den Opferschutz und die Stärkung der 
zivilrechtlichen Stellung von Zwangsverheirateten als vorrangig an. Diese Aufgaben bedürfen der 
finanziellen Unterstützung und Förderung. Es muss auf Bundes- und Länderebene im Rahmen 
der Zuständigkeiten geprüft werden, wie der Aufbau und die Erhaltung von 
Unterstützungsstrukturen gewährleistet werden kann. Die rechtliche Situation von 
Zwangsverheirateten sollte gestärkt werden. 
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¾ =ZDQJVYHUKHLUDWHWH� VROOWHQ� HLQHQ� $QVSUXFK� DXI� HLQ� HLJHQVWlQGLJHV� $XIHQWKDOWVUHFKW� RKQH�

:DUWHIULVW� KDEHQ�� =XGHP� VROOWHQ� VLH� EHL� HU]ZXQJHQHU� $XVUHLVH� LKUH� $XIHQWKDOWVHUODXEQLV�
QLFKW� QDFK� VHFKV� 0RQDWHQ� YHUOLHUHQ�� VRQGHUQ� HLQ� XQEHIULVWHWHV� 5HFKW� DXI� :LHGHUNHKU�
HUKDOWHQ���

�
Das FORUM MENSCHENRECHTE weist darauf hin, dass aussagekräftiges Zahlenmaterial über 
Zwangsehen auf Bundesebene nicht existiert. 
 

¾ *HQHUDOLVLHUHQGH� bX�HUXQJHQ�� GLH� ]XU� 6WLJPDWLVLHUXQJ� YRQ� KLHU� OHEHQGHQ� 0LJUDQWHQ� XQG�
0LJUDQWLQQHQ� I�KUHQ� N|QQHQ�� P�VVHQ� GHVZHJHQ� XQWHUEOHLEHQ�� (LQH� ,QVWUXPHQWDOLVLHUXQJ�
GHV� 7KHPDV� ]XU� 9HUVFKlUIXQJ� GHV� $XIHQWKDOWVUHFKWV�� ZLH� EHLP� (KHJDWWHQQDFK]XJVUHFKW�
JHVFKHKHQ��OHKQHQ�ZLU�DE��

�
����� (LQZDQGHUXQJ�DOV�&KDQFH�EHJUHLIHQ�
Aufgrund der Globalisierung und der gestiegenen Mobilität werden Menschen auch zukünftig 
nach Europa und Deutschland einwandern. Das FORUM MENSCHENRECHTE erachtet diesen 
Prozess als integralen Teil der kulturellen und gesellschaftlichen Entwicklung des Landes. Wir 
sehen die Bundesregierung in der Pflicht, entsprechende integrationspolitische Weichen zu 
stellen. Das FORUM MENSCHENRECHTE begrüßt, dass die Bundesregierung Deutschland als 
Einwanderungsland wahrnimmt und mit der Erstellung und Fortschreibung des Nationalen 
Integrationsplans die Herausforderung angenommen hat, Migration und Integration 
gesellschaftspolitisch zu gestalten.  
Wir sehen aber mit Sorge, dass sich die ausländerrechtlichen und integrationspolitischen 
Vorgaben stark am Ordnungs- und Sicherheitsrecht ausrichten. Das Gelingen der Einbeziehung 
(„Inklusion“) in die Einwanderungsgesellschaft benötigt politische und gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen zur Förderung des Zusammenlebens miteinander. Wir vermissen die 
stärkere Berücksichtigung von Grund- und Menschenrechten. Die eingewanderten Menschen 
und ihre Familien benötigen Rechtssicherheit, Bildung, Beschäftigung, Zugang zu Institutionen 
und Dienstleistungen sowie die Beteiligung an demokratischen Prozessen. 
�

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� YRQ� GHU� ]XN�QIWLJHQ� %XQGHVUHJLHUXQJ��
(LQZDQGHUXQJ� ODQJIULVWLJ� XQG� XQWHU� (LQKDOWXQJ� LQWHUQDWLRQDOHU� PHQVFKHQUHFKWOLFKHU�
.RQYHQWLRQHQ�]X�JHVWDOWHQ��DXFK�LP�5DKPHQ�GHU�(8��

¾ +LHU]X�JHK|UW��GHQ�)DPLOLHQQDFK]XJ�]X�HUOHLFKWHUQ��/lQJHUIULVWLJ� LP�%XQGHVJHELHW� OHEHQGH�
0HQVFKHQ� G�UIHQ� QLFKW� YRP� =XVDPPHQOHEHQ� PLW� )DPLOLHQDQJHK|ULJHQ� DXVJHVFKORVVHQ�
ZHUGHQ�� 'LH� VHLW� ����� J�OWLJHQ� UHVWULNWLYHQ� 5HJHOXQJHQ� LP� (KHJDWWHQQDFK]XJ� ZLUNHQ�
GLVNULPLQLHUHQG�XQG�VLQG�]XU�FN�]X�QHKPHQ��HWZD�'HXWVFKNHQQWQLVVH�YRU�GHU�(LQUHLVH� ]X�
HUZHUEHQ� RGHU� GLH� $QIRUGHUXQJHQ� ]XU� 6LFKHUXQJ� GHV� /HEHQVXQWHUKDOWV� EHVWLPPWHU�
3HUVRQHQJUXSSHQ��]�%��0HKUVWDDWHU�LQQHQ���

 
Zwar kommt dem Erwerb von Deutschkenntnissen im individuellen Integrationsprozess eine 
Schlüsselfunktion zu. Integration kann sich jedoch nicht auf den Erwerb der deutschen Sprache 
beschränken. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� ZHLWHUH� EHJOHLWHQGH� 0D�QDKPHQ� ZLH� GLH�
9HUPLWWOXQJ� IDFKVSH]LILVFKHU� 6SUDFKNHQQWQLVVH�� GLH� )|UGHUXQJ� GHU� 0HKUVSUDFKLJNHLW� YRU�
XQG� LQ� GHU� 6FKXOH�� GLH� VFKXOLVFKH� XQG� EHUXIOLFKH� )|UGHUXQJ� XQWHU� %HU�FNVLFKWLJXQJ� GHU�
5HVVRXUFHQ� HLQJHZDQGHUWHU� 0HQVFKHQ� VRZLH� GLH� $QHUNHQQXQJ� DXVOlQGLVFKHU�
%LOGXQJVDEVFKO�VVH�� 

¾ ,QVJHVDPW� VROOWHQ� VLFK� .RQ]HSWH� ]XU� 3DUWL]LSDWLRQ� XQG� &KDQFHQJOHLFKKHLW� LQ� GHU�
(LQZDQGHUXQJVJHVHOOVFKDIW� DQ� GHQ� Ä*HPHLQVDPHQ� *UXQGSULQ]LSLHQ� ]XU� 3ROLWLN� GHU�
,QWHJUDWLRQ�GHU�(LQZDQGHUHU³�GHU�(8�RULHQWLHUHQ� 

 
Das gleichberechtigte Zusammenleben setzt Bürgerrechte für alle und demokratische 
Beteiligung voraus. Über umfassende Bürgerrechte und demokratische Teilhabe verfügen 



FORUM MENSCHENRECHTE:  
Erwartungen an die zukünftige Politik  –   Zur Bundestagswahl 2009    
Seite 24 von 29 
 

FORUM MENSCHENRECHTE, Haus der Demokratie und Menschenrechte, Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin 
Tel. 030-42021771, kontakt@forum-menschenrechte.de 

 

Eingewanderte aber nur durch die Einbürgerung in den deutschen Staatsverband. Schon heute 
erfolgt etwa die Hälfte der Einbürgerungen unter Hinnahme der Mehrstaatigkeit. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI��
(LQE�UJHUXQJVK�UGHQ�DE]XEDXHQ�XQG�GLH�0HKUVWDDWLJNHLW�]X]XODVVHQ� 

 
Jugendliche und junge Erwachsene sind einzubinden und sollen sich Deutschland zugehörig 
fühlen. 
 

¾ 'DV� 2SWLRQVPRGHOO� LP� 6WDDWVDQJHK|ULJNHLWVUHFKW� LVW� ]XU�FN]XQHKPHQ�� (V� LVW�
LQWHJUDWLRQVSROLWLVFK� JHERWHQ�� GDVV� MXQJH�(UZDFKVHQH�� GLH� DOV�0HKUVWDDWHU� DXIJHZDFKVHQ�
VLQG��EHLGH�6WDDWVDQJHK|ULJNHLWHQ�EHKDOWHQ�G�UIHQ� 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� HEHQVR�� GLH� ����� HLQJHI�KUWH� bQGHUXQJ� LP�
6WDDWVDQJHK|ULJNHLWVUHFKW� ]XU�FN� ]X� QHKPHQ�� GLH� DOV� 9RUDXVVHW]XQJ� ]XP� (UZHUE� GHU�
6WDDWVDQJHK|ULJNHLW� GLH� ILQDQ]LHOOH�6LFKHUXQJ�GHV�/HEHQVXQWHUKDOWV� I�U� MXQJH�(UZDFKVHQH�
YRUVFKUHLEW�  

 
Zum gleichberechtigten Zusammenleben gehört das aktive und passive Wahlrecht. 
 

¾ 0HQVFKHQ� DXV� 'ULWWVWDDWHQ�� GLH� VLFK� DXI� 'DXHU� LP� %XQGHVJHELHW� QLHGHUJHODVVHQ� KDEHQ��
VROOWHQ�GDV�NRPPXQDOH�:DKOUHFKW�HUKDOWHQ��DQDORJ�GHQ�%�UJHU�LQQHQ�GHU�(8��'DV�)2580�
0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GHQ� ]XN�QIWLJHQ� %XQGHVWDJ� HQWVSUHFKHQG� ]XU� bQGHUXQJ� GHV�
*UXQGJHVHW]HV�DXI� 

 
Zu den Bürgerrechten gehört die Religionsfreiheit für Einwanderer und Einwanderinnen. 
Insbesondere Muslime werden häufig als Sicherheitsrisiko oder des Terrorismus verdächtig 
hingestellt. Ängste werden geschürt.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GHU� ,VODPIHLQGOLFKNHLW�
HQWVFKLHGHQHU�HQWJHJHQ]XWUHWHQ��

¾ (EHQVR�IRUGHUQ�ZLU��GLH�'LVNULPLQLHUXQJ�NRSIWXFKWUDJHQGHU�)UDXHQ�]X�XQWHUELQGHQ��
�

Im Positionspapier „Zirkuläre Migration – Ansätze zur Regelung durch die Europäische Union“ 
vom August 2008 schlussfolgert das FORUM MENSCHENRECHTE, dass das bisherige Konzept 
den Flüchtlingsschutz auslagert, die Migrationskontrolle erhöht und menschenrechtliche 
Standards eine untergeordnete Rolle spielen.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� VSULFKW� VLFK� JHJHQ� .RQ]HSWH� XQWHU� GHP� 6WLFKZRUW�
Ä=LUNXOlUH� 0LJUDWLRQ³� DXV�� GLH� DQ� GDV� JHVFKHLWHUWH� Ã*DVWDUEHLWHUPRGHOOµ� HULQQHUQ. 'LH�
]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� VWDWWGHVVHQ� ODQJIULVWLJH� (LQZDQGHUXQJVP|JOLFKNHLWHQ�
VFKDIIHQ��

�
������ 0HQVFKHQUHFKWH�EHL�)UHLKHLWVHQW]XJ�ZDKUHQ�
Die Achtung der Menschenrechte ist bei der Ausübung staatlichen Zwangs in besonderem Maße 
gefordert. Freiheitsentziehende Maßnahmen und Eingriffe in die Rechte von Gefangenen sind 
nur unter engsten Voraussetzungen anzuwenden. Die Einführung der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung für Jugendliche und Heranwachsende, die nach dem Jugendstrafrecht 
verurteilt werden, widerspricht zentralen Grundsätzen des Jugendstrafrechts und einem 
rechtsstaatlichen Umgang mit jungen Straftätern. Bereits aus der Möglichkeit einer 
nachträglichen Anordnung der Sicherungsverwahrung können sich für Jugendliche und 
Heranwachsende psychische Belastungen ergeben, die ihre Chancen auf gesellschaftliche 
Wiedereingliederung vermindern.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GLH�
QDFKWUlJOLFKH�6LFKHUXQJVYHUZDKUXQJ�I�U�QDFK�-XJHQGVWUDIUHFKW�9HUXUWHLOWH�DE]XVFKDIIHQ��

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�VFKOlJW� YRU�� GLH� (LQKDOWXQJ�GHU�5HFKWH� YRQ�*HIDQJHQHQ�
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RGHU� LQ�3V\FKLDWULHQ�]ZDQJVHLQJHZLHVHQHQ�0HQVFKHQ�GXUFK�XQDEKlQJLJH�$XIVLFKWVVWHOOHQ�
�]�%�� 2PEXGVSHUVRQHQ�� XQG� HIIHNWLYH� 5HFKWVVFKXW]P|JOLFKNHLWHQ� DE]XVLFKHUQ�� 'LH�
$XIVLFKWVEHK|UGHQ� VROOWHQ� VLFKHUVWHOOHQ�� GDVV� JHULFKWOLFKH� (QWVFKHLGXQJHQ� ]X� *XQVWHQ�
*HIDQJHQHU�YRQ�GHQ�%HGLHQVWHWHQ�GHU�+DIWHLQULFKWXQJHQ�YRUEHKDOWORV�XPJHVHW]W�ZHUGHQ��

�
������ 0HQVFKHQUHFKWVELOGXQJ�I|UGHUQ�
Damit eine an Menschenrechten orientierte Politik überhaupt gelingt, und Menschen ihre Rechte 
einfordern können, ist die Kenntnis von Menschenrechtsstandards und -instrumenten 
unabdingbare Voraussetzung.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� )25'(57� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GLH�
,QVWUXPHQWH�LQGLYLGXHOOHU�5HFKWVHLQIRUGHUXQJ�XQG�]LYLOJHVHOOVFKDIWOLFKHU�(LQIOXVVQDKPH�DXI�
GHU�%DVLV� LQWHUQDWLRQDOHU�0HQVFKHQUHFKWVYHUWUlJH�GHU�EUHLWHQ�gIIHQWOLFKNHLW� ]XJlQJOLFK� ]X�
PDFKHQ�� 'LH� 0HQVFKHQUHFKWH� DOV� )RUP� XQG� ,QKDOW� P�VVHQ� LQ� DOOHQ� %LOGXQJV�� XQG�
$XVELOGXQJVNRQWH[WHQ�HLQHQ�3ODW]�KDEHQ���

�
Die Politikinstrumente der Länder, vor allem Lehrpläne, Bildungsziele und -standards, bieten den 
Schulen und den einzelnen Lehrern und Lehrerinnen ausreichend Möglichkeit, die 
Menschenrechte in den Klassen zu diskutieren und sie im Schulalltag zu verwirklichen. Es liegen 
genügend Materialien von Schulbuchverlagen und Nichtregierungsorganisationen vor. Umso 
wichtiger ist eine gesamtgesellschaftliche Erwartungshaltung an Schulen und Lehrer/innen, die 
Menschenrechte zu thematisieren. Schulen sollten sich in ihren Leitbildern und Schulordnungen 
auf die Menschenrechte beziehen und diese Dokumente in einer Kultur der Menschenrechte an 
der Schule zum Leben erwecken. 
�

¾ 0HQVFKHQUHFKWVELOGXQJ�VROOWH�HLQHQ�IHVWHQ��XPIDQJUHLFKHQ�3ODW]�LQ�GHU�$XVELOGXQJ�XQG�GHQ�
)RUWELOGXQJVPD�QDKPHQ� I�U� /HKUHU�LQQHQ� HUKDOWHQ�� 8QEHVFKDGHW� GHU� %LOGXQJVKRKHLW� GHU�
/lQGHU�VSLHOW�KLHUEHL�DXFK�GLH�%XQGHVUHJLHUXQJ�HLQH�ZLFKWLJH�5ROOH��

�
���� 0HQVFKHQUHFKWH�YRU�$XVZLUNXQJHQ�GHU�7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ�XQG�LQ�
PLOLWlULVFKHQ�$XVHLQDQGHUVHW]XQJHQ�VFK�W]HQ�
����� )UDXHQUHFKWH�LQ�.ULHJV��XQG�.ULVHQJHELHWHQ�JDUDQWLHUHQ�
Frauen sind weltweit von Gewaltübergriffen betroffen. Dennoch spielen sie in den meisten 
Entscheidungsstrukturen zur Wiederherstellung des Friedens trotz ihres hohen Engagements 
und ihrer Fähigkeiten eine nur untergeordnete Rolle.  
 

¾ 'DKHU� IRUGHUW� GDV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� GLH� N�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI�� GLH� 81�
5HVROXWLRQ������]XP�6FKXW]�GHU�)UDXHQ�XQG�0lGFKHQ�LQ�.ULHJV��XQG�.ULVHQJHELHWHQ�VRZLH�
GLH�81�5HVROXWLRQ������DXV�GHP�-DKU������XP]XVHW]HQ��

¾ )UDXHQ� VLQG� YHUVWlUNW� DQ� GHQ� QDWLRQDOHQ� XQG� LQWHUQDWLRQDOHQ� 9HUKDQGOXQJVWLVFKHQ� ]X�
)ULHGHQVYHUHLQEDUXQJHQ�]X�EHWHLOLJHQ��

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� HUZDUWHW� HLQHQ� $NWLRQVSODQ� ]XU� 8PVHW]XQJ� I�U� DOOH�
%HUHLFKH� GHU� .RQIOLNWSUlYHQWLRQ�� .RQIOLNWO|VXQJ� XQG� )ULHGHQVELOGXQJ�� ZLH� HU� LQ�
YHUVFKLHGHQHQ�/lQGHUQ�EHUHLWV�YRUKDQGHQ�LVW��

 
����� 'LH�$XVK|KOXQJ�GHV�LQWHUQDWLRQDOHQ�0HQVFKHQUHFKWVVFKXW]HV�YHUKLQGHUQ�
 

¾ 'LH� %HDFKWXQJ� GHU� 0HQVFKHQUHFKWH� LQ� GHU� 7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ� PXVV� GXUFK� 81�
*UHPLHQ��EHUZDFKW�ZHUGHQ��:LU�IRUGHUQ�GLH�N�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��GDV�0DQGDW�GHV�
HLQVFKOlJLJHQ�81�6RQGHUEHULFKWHUVWDWWHUV�DNWLY�]X�XQWHUVW�W]HQ��'LH�5HJLHUXQJ�VROO�GDUDXI�
GULQJHQ��GDVV�GHU�6RQGHUEHULFKWHUVWDWWHU�=XJDQJ�]X�DOOHQ�6WDDWHQ�EHNRPPW��

 
����� 7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ�LQ�'HXWVFKODQG�QLFKW��EHU�0HQVFKHQUHFKWH�VWHOOHQ�
Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 wurde über 70 Gesetze zur Terrorbekämpfung 
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erlassen oder geändert, die die Grundrechte aller einschränken; u.a. die erweiterten 
Möglichkeiten der Telefonüberwachung, Auskunftspflichten von Post-, Finanz- und 
Kommunikationsdienstleistern, geheimdienstliche Sicherheitsüberprüfungen, Rasterfahndungen, 
die Erfassung biometrischer Daten, IMSI-Catcher oder die heimliche Online-Durchsuchung von 
Computern.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� DOOH� LQ� GHQ�
OHW]WHQ� -DKUHQ� YHUDEVFKLHGHWHQ� 6LFKHUKHLWVJHVHW]H� ]X� �EHUSU�IHQ�� 'LH� hEHUSU�IXQJ�PXVV�
GXUFK�XQDEKlQJLJH�:LVVHQVFKDIWOHU�LQQHQ�HUIROJHQ�XQG�QHEHQ�GHU�SUlYHQWLYHQ�:LUNVDPNHLW�
DXFK�DXI�GLH�VWUDIUHFKWOLFKH�5HOHYDQ]�GHU�QHXHQ�(UPLWWOXQJVEHIXJQLVVH�VRZLH�GLH�=DKO�GHU�
GDPLW�YHUEXQGHQHQ�*UXQGUHFKWVHLQJULIIH�I�U�XQEHVFKROWHQH�'ULWWH�HLQJHKHQ��

�
Das FORUM MENSCHENRECHTE sieht mit Sorge die Forderungen, im Rahmen der 
Terrorismusbekämpfung das absolute Folterverbot einzuschränken. 
 

¾ 'LH�81�$QWLIROWHUNRQYHQWLRQ�YHUELHWHW�GLH�9HUZHQGXQJ�YRQ� ,QIRUPDWLRQHQ��GLH�GXUFK�)ROWHU�
HUODQJW� ZXUGHQ�� 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI��
VLFKHU]XVWHOOHQ�� GDVV� LP� 5DKPHQ� GHU� 7HUURULVPXVEHNlPSIXQJ� GDV� DEVROXWH� )ROWHUYHUERW�
JHVWlUNW�XQG�QLFKW�JHVFKZlFKW�ZLUG���
�

Das Bundesinnenministerium hat im Entwurf für Verwaltungsvorschriften zum Ausländergesetz 
die Verwendung sogenannter ‚diplomatischer Zusicherungen‘ vorgeschlagen. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat in mehreren Urteilen diplomatische Zusicherungen 
gerade mit Blick auf solche Staaten für wertlos erklärt, in denen Menschenrechtsverletzungen 
regelmäßig stattfinden. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� YRQ� GHU� ]XN�QIWLJHQ� %XQGHVUHJLHUXQJ� NHLQH�
9HUZHQGXQJ� YRQ� GLSORPDWLVFKHQ� =XVLFKHUXQJHQ� JHJHQ�EHU� 3HUVRQHQ�� GHQHQ� EHL� HLQHU�
$EVFKLHEXQJ�LQ�LKU�+HUNXQIWVODQG�GLH�*HIDKU�GHU�)ROWHU�RGHU�9HUIROJXQJ�GURKW���

¾ 9HUVFKOHSSXQJVIO�JH��UHQGLWLRQV�IOLJKWV���EHU�GHXWVFKHV�7HUULWRULXP�G�UIHQ�LQ�=XNXQIW�QLFKW�
PHKU�VWDWWILQGHQ��:LU�IRUGHUQ�GLH�]XN�QIWLJH�%XQGHVUHJLHUXQJ�DXI��YHUELQGOLFKH�=XVDJHQ�]XU�
9HUKLQGHUXQJ�YRQ�ÄUHQGLWLRQV�IOLJKWV³�]X�WUHIIHQ��

 
����� hEHUZDFKXQJVIUHLH� 5lXPH� HUKDOWHQ� ±� GHQ� XQYHUOHW]OLFKHQ� .HUQEHUHLFK� SULYDWHU�

/HEHQVJHVWDOWXQJ�VFK�W]HQ�XQG�DQHUNHQQHQ�
Jedem Menschen steht ein Rückzugsraum zu, in dem er unbeobachtet und frei leben kann. Dies 
gilt auch für den Fall, dass sie/er einer Straftat verdächtigt oder als potentieller Störer angesehen 
wird.  
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI��
(UPLWWOXQJVEHIXJQLVVH� ]X� VWUHLFKHQ�� GLH� GHQ� .HUQEHUHLFK� SULYDWHU� /HEHQVJHVWDOWXQJ�
EHU�KUHQ�� 'LHVHU� .HUQEHUHLFK� PXVV� �EHUZDFKXQJVIUHL� EOHLEHQ�� $XI� KHLPOLFKH�
(UPLWWOXQJVPD�QDKPHQ��EHL�GHQHQ�VLFK�GLH�*HIDKU�HLQHV��XQEHDEVLFKWLJWHQ��(LQJULIIV�LQ�GLH�
,QWLPVSKlUH�QLFKW�YHUPHLGHQ�OlVVW��VROOWH�HLQH�IUHLKHLWOLFKH�*HVHOOVFKDIW�YHU]LFKWHQ� 

 
����� +HLPOLFKH�(UPLWWOXQJHQ�LP�*HIDKUHQYRUIHOG�EHJUHQ]HQ�
Das FORUM MENSCHENRECHTE beobachtet eine zunehmende staatliche Überwachung, der 
sich immer größere Teile der Bevölkerung ausgesetzt sehen. Die Erfassung aller Kontakt- und 
Begleitpersonen in Datensammlungen, die Vermischung polizeilicher und geheimdienstlicher 
Aufgabenbereiche und Befugnisse, flächendeckende Datenerfassungen und Datenabgleiche 
zwischen staatlichen Behörden lassen unschuldige Menschen zum Sicherheitsrisiko werden. 
 

¾ 'DV�)2580�0(16&+(15(&+7(�IRUGHUW�YRQ�GHU�]XN�QIWLJHQ�%XQGHVUHJLHUXQJ��GLH�3ROLWLN�
GHV�JHQHUDOLVLHUWHQ�9HUGDFKWV�]X�EHHQGHQ�XQG�GLH�LP�VWUDIUHFKWOLFKHQ�9HUIDKUHQ�JDUDQWLHUWH�
8QVFKXOGVYHUPXWXQJ�YRUEHKDOWORV�]X�DFKWHQ���
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¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� N�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� HEHQVR� DXI�� GLH�
%HIXJQLVVH� ]X� YHUGHFNWHQ� (UPLWWOXQJHQ� LP� VRJHQDQQWHQ� *HIDKUHQYRUIHOG� DXI� HLQ�
UHFKWVVWDDWOLFK�YHUWUlJOLFKHV�0D��]X�EHJUHQ]HQ; u.a. Ermittlungsbefugnisse nach den §§ 129a 
und b StGB (Bildung, Unterstützung in- und ausländischer terroristischer Vereinigungen).�

¾ 'LH� $XIJDEHQ� XQG� %HIXJQLVVH� HLQ]HOQHU� (UPLWWOXQJVEHK|UGHQ� P�VVHQ� NODU� YRQHLQDQGHU�
DEJHJUHQ]W� ZHUGHQ�� VLFK� �EHUVFKQHLGHQGH� .RPSHWHQ]HQ� VLQG� DE]XVFKDIIHQ�� XP� GDV�
+DQGHOQ� GHU� 6LFKHUKHLWVEHK|UGHQ� I�U� GHQ� (LQ]HOQHQ� HUNHQQ�� XQG� �EHUSU�IEDU� ]X�PDFKHQ��
'LHV� JLOW� YRU� DOOHP� I�U� GLH� 7UHQQXQJ� YRQ� 3ROL]HL� XQG� *HKHLPGLHQVWHQ�� 'LH� JHPHLQVDPH�
1XW]XQJ� YRQ� 'DWHQEDQNHQ� I�U� SROL]HLOLFKH� XQG� JHKHLPGLHQVWOLFKH� =ZHFNH� VROOWH�
VFKQHOOVWP|JOLFK�EHHQGHW�ZHUGHQ��

�
����� 9RUUDWVGDWHQVSHLFKHUXQJ�VWRSSHQ�±�)HUQPHOGHJHKHLPQLV�ZLHGHUKHUVWHOOHQ�
Zum Fernmeldegeheimnis gehören auch die äußeren Umstände der Kommunikation. Bei den 
Angaben, wer, wann, mit wem, wie und von wo aus kommuniziert, handelt es sich um sensible 
Informationen, deren Schutz für den freien Austausch zwischen Menschen essentiell ist. Die 
Vorratsdatenspeicherung setzt das Fernmeldegeheimnis faktisch außer Kraft, gefährdet 
geschützte Vertrauensverhältnisse und beeinträchtigt die Pressefreiheit. Für eine effektive 
Strafverfolgung stehen alternative Verfahren (u.a. das Quick-freeze) bereit, die eine gezielte 
Speicherung der Kommunikationsdaten Verdächtiger erlauben und die Grundrechte Unbeteiligter 
schonen. 
 

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� N�QIWLJH� 5HJLHUXQJ� DXI�� GLH� ]XP� ���� -DQXDU�
����� HLQJHI�KUWH� VHFKVPRQDWLJH� 6SHLFKHUXQJ� GHU� 7HOHNRPPXQLNDWLRQVGDWHQ� DOOHU�
%�UJHULQQHQ�XQG�%�UJHU�SHU�*HVHW]HVlQGHUXQJ�ZLHGHU�DE]XVFKDIIHQ�� 

 
������ =LYLOH�.ULVHQSUlYHQWLRQ�I|UGHUQ�
Im Gegensatz zum Ausbau militärischer Handlungskompetenz hat die Bundesregierung ihre 
Fähigkeit, mit nicht-militärischen Mitteln zu internationalen Friedensmissionen beizutragen, nicht 
ausreichend weiter entwickelt. 
 

¾ 'DV� )2580� 0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GLH� ]LYLOH�
.RQIOLNWEHDUEHLWXQJ� XQG� .ULVHQSUlYHQWLRQ� DOV� YRUUDQJLJH� 2SWLRQ� SROLWLVFKHQ� +DQGHOQV� ]X�
EHKDQGHOQ�� 'LH� LP� $NWLRQVSODQ� GHU� %XQGHVUHJLHUXQJ� �=LYLOH� .ULVHQSUlYHQWLRQ��
.RQIOLNWEHLOHJXQJ� XQG� )ULHGHQVNRQVROLGLHUXQJ�� DXV� GHP� -DKU� ����� ]XP� $XVGUXFN�
JHEUDFKWH� 2ULHQWLHUXQJ� LVW� ZHLWHU� ]X� VWlUNHQ� XQG� DOV� ZLFKWLJHU� %HVWDQGWHLO� SROLWLVFKHQ�
+DQGHOQV�]X�HQWZLFNHOQ��

¾ 'LH� .RRUGLQDWLRQ� LQQHUKDOE� GHU� %XQGHVUHJLHUXQJ� XQG� GHU� JOHLFKUDQJLJH� 'LDORJ� PLW� GHU�
=LYLOJHVHOOVFKDIW� VROOWH� ZHLWHU� DXVJHEDXW�� GLH� ELVKHULJH� 8PVHW]XQJ� GHU� =LHOH� GHV�
$NWLRQVSODQHV�NULWLVFK�HYDOXLHUW�ZHUGHQ��'LH�LP�%HUHLFK�GHU�]LYLOHQ�.RQIOLNWEHDUEHLWXQJ�XQG�
GHU�)ULHGHQVDUEHLW�HQWVWDQGHQHQ�6WUXNWXUHQ�VROOWHQ�YHUVWHWLJW��GLH�]XU�9HUI�JXQJ�VWHKHQGHQ�
)LQDQ]PLWWHO� I�U�0D�QDKPHQ� LP�%HUHLFK�GHU�]LYLOHQ�.ULVHQSUlYHQWLRQ�VROOWHQ�NRQWLQXLHUOLFK�
HUK|KW�ZHUGHQ��LQVEHVRQGHUH�]XU�1DFKKDOWLJNHLW�YRQ�0D�QDKPHQ�]LYLOHU�.RQIOLNWEHDUEHLWXQJ�
XQG�LQ�3RVW�.RQIOLNWJHELHWHQ��

 
����� 5�VWXQJVWUDQVIHUV�XQWHUVDJHQ�
Rüstungstransfers, Militär- und Polizeihilfen führen in manchen Empfängerländern zu 
Menschenrechtsverletzungen oder Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht. 
 

¾ 'LH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� GXUFK� JHVHW]OLFKH� 5HJHOXQJHQ� MHJOLFKH�
5�VWXQJVWUDQVIHUV�VRZLH�0LOLWlU��XQG�3ROL]HLKLOIHQ�XQWHUVDJHQ��GLH�LQ�GHQ�(PSIlQJHUOlQGHUQ�
]X� 0HQVFKHQUHFKWVYHUOHW]XQJHQ�� 9HUVW|�HQ� JHJHQ� GDV� KXPDQLWlUH� 9|ONHUUHFKW� RGHU� ]XU�
(QWVWHKXQJ�E]Z��9HUVFKlUIXQJ�YRQ�lX�HUHQ�RGHU�LQQHUHQ�.RQIOLNWHQ�EHLWUDJHQ�N|QQHQ���

¾ *OHLFK]HLWLJ� VROOWH� VLFK� GLH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI� LQWHUQDWLRQDOHU� (EHQH� I�U� HLQKHLWOLFKH��
UHFKWOLFK� YHUELQGOLFKH� 6WDQGDUGV� ]XU� .RQWUROOH� YRQ� 5�VWXQJVWUDQVIHUV� DXI� GHU� %DVLV� GHU�
0HQVFKHQUHFKWH�XQG�GHV�9|ONHUUHFKWV�HLQVHW]HQ��LQVEHVRQGHUH�LQ�GHU�2SHQ�(QGHG�:RUNLQJ�
*URXS�]XU�(UDUEHLWXQJ�HLQHV�81�:DIIHQKDQGHOVDENRPPHQV��
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¾ 'HU� %XQGHVWDJ� VROOWH� DQ� GHQ� (QWVFKHLGXQJHQ� �EHU� 5�VWXQJVWUDQVIHUV� EHWHLOLJW�� GLH�
7UDQVSDUHQ]� YRQ� 5�VWXQJVWUDQVIHUV� XQG� ([SRUWHQ� YRQ� ÄGXDO� XVH��*�WHUQ� �EHU� GHQ�
EHVWHKHQGHQ� 5�VWXQJVH[SRUWEHULFKW� KLQDXV� YHUEHVVHUW�ZHUGHQ�� 5�VWXQJVWUDQVIHUV� VROOWHQ�
]XN�QIWLJ� QLFKW� PHKU� GXUFK� 0D�QDKPHQ� GHU� $X�HQZLUWVFKDIWVI|UGHUXQJ� ZLH�
([SRUWNUHGLWJDUDQWLHQ�XQWHUVW�W]W�XQG�DEJHVLFKHUW�ZHUGHQ��

¾ .�QIWLJ� YHUERWHQH� 6WUHXPXQLWLRQ� VROOWH� YRU� ,QNUDIWWUHWHQ� GHV� 9HUWUDJHV� ]XP� 9HUERW� YRQ�
6WUHXPXQLWLRQ� �&RQYHQWLRQ� RQ� &OXVWHU� 0XQLWLRQ�� QLFKW� PHKU� H[SRUWLHUW� ZHUGHQ�� 'LH�
]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� VROOWH� LQ� %H]XJ� DXI� GLH� 8QLYHUVDOLVLHUXQJ� GHV� 9HUERWHV�
LQVEHVRQGHUH�LP�(8��E]Z��1$72�5DKPHQ�LQLWLDWLY�ZHUGHQ��(UVW����GHU����1$72�6WDDWHQ�XQG�
���GHU����0LWJOLHGHU�GHU�(8�KDEHQ�GDV�9HUERW�XQWHU]HLFKQHW���

¾ ,Q�%H]XJ�DXI�GLH�YRP�9HUERW�DXVJHQRPPHQH��DOWHUQDWLYH�6WUHXPXQLWLRQ��3XQNW]LHOPXQLWLRQ��
IRUGHUW� GDV� )2580�0(16&+(15(&+7(� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� DXI�� GHQ� ([SRUW�
ZHJHQ�GHU�QLFKW�KLQQHKPEDUHQ��KXPDQLWlUHQ�.RQVHTXHQ]HQ�]X�XQWHUVDJHQ��

¾ 'DV� )2580�0(16&+(15(&+7(� IRUGHUW� GLH� ]XN�QIWLJH� %XQGHVUHJLHUXQJ� GDU�EHU� KLQDXV�
DXI�� 0LQHQDNWLRQVSURJUDPPH� ZHLWHUKLQ� LQ� DXVUHLFKHQGHP� 0D�H� ]X� ILQDQ]LHUHQ� XQG�
HQWVSUHFKHQG�GHP�9HUERWVDENRPPHQ�I�U�6WUHXPXQLWLRQ�0LWWHO�I�U�2SIHUKLOIH�XQG�5lXPXQJ�
YRQ� %OLQGJlQJHUQ� LQ� GHQ� EHWURIIHQHQ� /lQGHUQ� EHUHLW� ]X� VWHOOHQ�� 'DEHL� VROOWH� VLH� VLFK�
YRUUDQJLJ�GDUXP�EHP�KHQ�� ORNDOH�2UJDQLVDWLRQHQ� LQ�.ULHJV��XQG�.ULVHQOlQGHUQ�]X�VWlUNHQ�
RGHU� DXI]XEDXHQ�� GLH� 0LQHQUlXPSURJUDPPH� XQG� 3URJUDPPH� ]XU� $XINOlUXQJ� XQG� ]XP�
6FKXW]�GHU�%HY|ONHUXQJ�TXDOLIL]LHUW�GXUFKI�KUHQ�N|QQHQ��
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$QKDQJ��0LWJOLHGVRUJDQLVDWLRQHQ�)2580�0(16&+(15(&+7(�
 
Aktion Courage- SOS-Rassismus 
Aktion der Christen für die Abschaffung der Folter (ACAT) 
Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) 
amnesty international Deutsche Sektion  
ATD- Vierte Welt in Deutschland e.V.  
BAFF - Bundesweite AG der Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer Bischöfliches Hilfswerk 
Misereor 
Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge 
Deutsche Gesellschaft e.V. 
Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN) 
Deutsche Kommission Justitia et Pax  
Deutsche UNESCO-Kommission  
Deutsche Welthungerhilfe 
Deutscher Frauenrat 
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)  
Diakonisches Werk der EKD  
European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) 
FoodFirst Informations- & Aktions-Netzwerk (FIAN) 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
Friedrich-Naumann-Stiftung 
Gemeinschaft für Menschenrechte im Freistaat Sachsen 
Germanwatch 
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) 
Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und Menschenwürde 
Gustav-Heinemann-Initiative  
Heinrich-Böll-Stiftung 
Humanistische Union 
Human Rights Watch 
Internationale Frauenliga für Frieden und Freiheit (IFFF) 
Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) 
Internationale Liga für Menschenrechte  
Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) 
Kindernothilfe e.V. 
KOK- Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Frauenhandel und Gewalt gegen Frauen im 
Migrationsprozess e.V. 
Kommission für Menschenrechte des Anwaltvereins Freiburg 
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
Lesben- und Schwulenverband Deutschland (LSVD) 
Medica Mondiale 
Missio Aachen / Missio München, katholisches Missionswerk 
Missionszentrale der Franziskaner 
Nationaler Geistiger Rat der Baha'i e.V.  
Nürnberger Menschenrechtszentrum 
Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche 
Pax Christi 
Pro Asyl 
Reporter ohne Grenzen 
TERRE DES FEMMES 
terre des homines Deutschland e.V. 
Verband binationaler Familien und Partnerschaften (iaf e.V.) 
Vereinte Evangelische Mission (VEM) 
World University Service (WUS) 
Gäste: Evangelische Kirche Deutschlands (EKD); Deutsches Rotes Kreuz (DRK) 


